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Entwurf eines Zwölften Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Zollgesetzes 

Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 737), zuletzt geändert durch das Elfte 
Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 20. De- 
zember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1387), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 wird 

a) hinter dem Wort „Zoll" eingefügt „ein- 
schließlich der Abschöpfung", 

b) das Wort „Umsatzausgleichsteuer" ersetzt 
durch „Einfuhrumsatzsteuer". 

2. In § 2 wird 

a) in Absatz 3 Nr. 4 der Beistrich durch einen 
Punkt ersetzt und Nummer 5 gestrichen, 

b) Absatz 5 gestrichen, 

c) Absatz 8 Absatz 5. 

3. In § 5 werden 

a) in Absatz 2 Satz 2 der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: „Schwund ist nicht als Untergang 
anzusehen.", 

b) in Absatz 5 die Nummern 2 und 3 durch fol- 
gende Nummer 2 ersetzt: 

„2. durch Gestellung bei der Freigutverede- 
lung (§ 48 Abs. 4 und § 50 Abs. 4), in den 
Fällen des § 50 b und beim Vorgriff 
(§ 51)." 

4. In § 6 wird 

a) in Absatz 1 nach Satz 2 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Der Gestellungspflichtige haftet nach der 
höchsten in Betracht kommenden Zoll- 
belastung, wenn bis zur Gestellung für das 
Zollgut eine Zollschuld nach § 57 entsteht.", 

b) in Absatz 5 der letzte Satz durch die folgen- 
den beiden Sätze ersetzt: 


„Hat der Zollbeteiligte Zollgut außerhalb 
seines Betriebs übernommen oder selbst in 
das Zollgebiet gebracht, so hat er es un- 
verzüglich und unverändert in seinen Be- 
trieb aufzunehmen oder, wenn dies unmög- 
lich oder unzumutbar ist, der zuständigen 
Zollstelle zu gestellen. Nach der höchsten in 
Betracht kommenden Zollbelastung haftet, 

1. wer das Zollgut in das Zollgebiet ge- 
bracht hat (Satz 3), wenn bis zur Über- 
gabe an den Zollbeteiligten oder bis zur 
Gestellung eine Zollschuld nach § 57 ent- 
steht, 

2. der Zollbeteiligte, wenn für das von ihm 
übernommene oder eingebrachte Zollgut 
(Satz 4) eine Zollschuld nach § 57 ent- 
steht, bevor er es angeschrieben hat." 

5. § 11 Abs. 2 ZG erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Zollantrag ist innerhalb einer von 
der Zollstelle zu setzenden Frist zu stellen. 
Diese Frist darf höchstens 45 Tage betragen, 
wenn sich die Gestellung unmittelbar an eine 
Beförderung im Seeverkehr angeschlossen hat. 
Sonst darf die Frist höchstens 15 Tage betragen. 
Die Zollstelle kann diese Fristen auf Antrag 
verlängern, soweit außergewöhnliche Umstände 
das rechtfertigen; die Frist nach Satz 3 kann 
die Zollstelle auf Antrag auch verlängern, so- 
weit das zur Ermittlung der Beschaffenheit des 
Zollguts erforderlich ist. Vorzeitig gestellte 
Zollanträge werden erst mit der Gestellung des 
Zollguts wirksam." 

6. § 15 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Voraussetzungen für die beantragte Zoll- 
behandlung nicht vorliegen." 

7. § 28 erhält folgende Fassung: 

n§ 28 

Ursprungsland 

Die Vorschriften über den Ursprung der 
Waren, die auf Grund von Rechtsakten des 
Rates oder der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften für bestimmte Waren unmittel- 
bar gelten, sind vom Zeitpunkt ihres Inkraft- 
tretens an auch für alle anderen Waren anzu- 
wenden, soweit nicht Ursprungsregelungen im 
Rahmen von Assoziationsabkommen zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und Dritt- 
ländern oder sonst abweichend von der Meist- 
begünstigung etwas anderes vorsehen." 
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8. Nach § 33 a wird folgender § 33 b eingefügt: 

„§ 33 b 

Bewertung von Waren nach Lagerung 
außerhalb des Zollgebiets 

(1) Die Kosten der Lagerung und der Er- 
haltung von Waren während ihrer Lagerung in 
Freihäfen (§ 86) sind nicht in den Zollwert ein- 
zubeziehen, wenn sie von dem Käufer zu tragen 
sind, der den für die Bewertung maßgebenden 
Preis gezahlt hat oder zu zahlen hat. Das gleiche 
gilt für die Kosten der Lagerung und Erhaltung 
von Waren während ihrer Lagerung in Gebie- 
ten anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften, soweit in diesen Gebieten auf 
die betreffenden Waren einer der Verträge zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaften 
(Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft, Vertrag über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft) Anwendung findet. 

(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht für die Bewer- 
tung von Waren, für die ein Binnen-, An- 
gleichungs- oder Differenz-Zollsatz vorgesehen 
oder der Zoll nach einem Besonderen Zollsatz 
aufgrund von Assoziationsabkommen zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und Dritt- 
ländern zu erheben ist." 

9. In § 35 Abs. 2 wird der Klammerhinweis „(ohne 
anschließende Lagerung in einem Zollaufschub- 
lager)" gestrichen. 

10. In § 37 werden gestrichen 

a) in Absatz 2 das Wort „zweiten", 

b) Absatz 3. 

11. In § 39 erhält 

a) in Absatz 1 der Satz 1 folgende Fassung: 

„Der Zollbeteiligte hat Zollgut, das nach § 6 
Abs. 5 von der Gestellung befreit ist, nach 
der Aufnahme in seinen Betrieb sofort anzu- 
schreiben.", 

b) in Absatz 3 der Satz 1 folgende Fassung: 

„Ist dem Zollbeteiligten eine Zollgutlage- 
rung, Zollgutveredelung oder Zollgutver- 
wendung bewilligt, so kann zugelassen 
werden, daß er das Zollgut unmittelbar nach 
der Aufnahme in den Betrieb in den beson- 
deren Zollverkehr überführt." 

12. § 41 erhält folgende Fassung: 

„§ 41 
Versand 

(1) Der Zollgutversand dient der Beförderung 
von Zollgut. Das Zollgut kann nach den Ab- 


sätzen 2 und 4 im gemeinschaftlichen Versand- 
verfahren [Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . 1969 Über das gemeinschaftliche Ver- 
sandverfahren, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L . . . S. . . .] oder nach den 
Absätzen 5 bis 8 im innerstaatlichen Zollgut- 
versand befördert werden. 

(2) Soweit die in Absatz 1 bezeichnete Ver- 
ordnung nichts anderes vorsieht, werden die 
deutschen Rechtsvorschriften auf das gemein- 
schaftliche Versandverfahren angewendet. Der 
Hauptverpflichtete [Artikel 11 Buchstabe a der 
Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . 
1969 über das gemeinschaftliche Versandver- 
fahren] ist Zollbeteiligter. Er haftet von der 
Einfuhr oder Überlassung an für den Zoll nach 
der hödisten in Betracht kommenden Zoll- 
belastung, wenn das Zollgut nicht ordnungs- 
gemäß gestellt wird. 

(3) Wird Freigut im Geltungsbereich des 
Gesetzes zum gemeinschaftlichen Versandver- 
fahren abgefertigt, so bleibt es Freigut. Im 
übrigen gilt Absatz 2 sinngemäß. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, Vereinbarungen nach Artikel 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . 
1969 über das gemeinschaftliche Versandver- 
fahren durch Rechtsverordnung im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes in Kraft zu setzen. Der 
Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ergänzende Verfahrens- 
vorschriften zur Durchführung dieser Verein- 
barungen zu erlassen. 

(5) Im innerstaatlichen Zollgutversand kann 
Zollgut nur zu einer anderen Zollstelle im Zoll- 
gebiet befördert werden. Die Abfertigung zum 
innerstaatlichen Zollgutversand kann abgelehnt 
werden, wenn das Zollgut sofort zum freien 
Verkehr abgefertigt werden kann und ein ent- 
gegenstehendes wirtschaftliches Interesse des 
Zollbeteiligten nicht erkennbar ist oder wenn 
das Zollgut anschließend im gemeinschaftlichen 
Versandverfahren in das Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaates befördert werden soll. 

(6) Das Zollgut wird dem Zollbeteiligten zur 
Beförderung mit der Verpfliditung überlassen, 
es innerhalb einer bestimmten Frist unverän- 
dert einer anderen Zollstelle zu gestellen. 

(7) Der Zollbeteiligte haftet von der Über- 
lassung des Zollguts an für den Zoll nach der 
höchsten in Betracht kommenden Zollbelastung, 
wenn das Zollgut nicht ordnungsgemäß gestellt 
wird. Der Zollbeteiligte hat auf Verlangen 
Sicherheit zu leisten. 

(8) Die Zollstelle kann den Zollbeteiligten 
von der Verpflichtung, das Zollgut einer ande- 
ren deutschen Zollstelle zu gestellen, für den 
Fall befreien, daß es anders als über Binnen- 
grenzen (Artikel 11 Buchstabe g der Verord- 
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nung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . 1969 
über das gemeinschaftliche Versandverfahren) 
ausgeführt und einer ausländischen Zollstelle 
vorgeführt wird.“ 


13. Kapitel V erhält folgende Fassung; 

„Kapitel V 
Zollgutlagerung 

§ 42 

Arten der Zollgutlagerung 

(1) Der Lagerung von Zollgut dienen 

1. öffentliche Zollager unter Zollmitver- 
schluß oder Zollverschluß (Zollnieder- 
lagen), 

2. private Zollager 

a) ohne Zollmitverschluß (offene Zoll- 
lager), 

b) unter Zollmitverschluß (Zollver- 
schlußlager). 

(2) Die Lager werden nur Personen bewilligt, 
die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher füh- 
ren, regelmäßig Abschlüsse machen und nach 
dem Ermessen der Zollverwaltung vertrauens- 
würdig sind. 

(3) Die Dauer der Lagerung darf insgesamt 
fünf Jahre nicht überschreiten. Erfordert es die 
Eigenart der Ware, so kann eine längere Lager- 
zeit zugelassen werden. 

(4) Die Lager unterliegen der zollamtlichen 
Überwachung. 

§ 43 

öffentliche Zollager (Zollniederlagen) 

(1) Zollniederlagen können an Orten mit 
starkem Zollverkehr bewilligt werden, wenn 
ein allgemeines Bedürfnis für die Lagerung be- 
steht. 

(2) Der Niederlagehalter hat die Zollnieder- 
lage zollsicher einzurichten und zu erhalten und 
sie nach den zollamtlichen Anordnungen zu 
führen. 

(3) Der Einlagerer hat die zollamtlichen An- 
ordnungen über die Lagerung zu befolgen. 
Kommt er diesen Anordnungen nicht nach, so 
kann er von der Benutzung der Zollniederlage 
ausgeschlossen werden. 

(4) Zollgut, das sich nach seiner Beschaffen- 
heit für eine Niederlage nicht eignet, ist von 
der Lagerung ausgeschlossen. 

(5) Unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 können notfalls zolleigene Niederlagen 
eingerichtet werden. 


§ 44 

Private Zollager 

(1) Private Zollager können als offene Zoll- 
lager oder als Zollverschlußlager bewilligt wer- 
den, wenn nach den Betriebsverhältnissen des 
Antragstellers dafür ein Bedürfnis besteht, dem 
ein Zahlungsaufschub (§ 37 Abs. 2) nicht in aus- 
reichendem Maße gerecht wird. Zollverschluß- 
lager werden nur bewilligt, wenn die Bewilli- 
gung eines offenen Lagers dem Bedürfnis des 
Antragstellers nicht gerecht wird und die La- 
gerung in einem Freihafen oder in einer Zoll- 
niederlage nicht angängig ist. 

(2) Zollverschlußlager hat der Lagerinhaber 
zollsicher einzurichten und zu erhalten. Soweit 
es die Zollverwaltung für erforderlich hält, kann 
bei offenen Zollagern Sicherheit bis zur Höhe 
des auf dem Zollgut ruhenden Zolls verlangt 
werden. 

(3) Der Lagerinhaber hat die Anordnungen 
zu befolgen, die zur zollamtlichen Überwachung 
getroffen werden. 

§ 45 

Lagerung, Allgemeines 

(1) Das abgefertigte Zollgut wird dem Zoll- 
beteiligten im Zollverkehr mit der Verpflichtung 
überlassen, es unverzüglich und unverändert in 
das Zollager zu bringen, über Menge, Beschaf- 
fenheit und Zollwert des Zollguts wird dem 
Zollbeteiligten ein Feststellungsbescheid erteilt, 
wenn er es schriftlich beantragt, ehe ihm das 
Zollgut überlassen worden ist; der Feststel- 
lungsbescheid für den Zollwert steht unter dem 
Vorbehalt einer Änderung nach Absatz 6 letzter 
Halbsatz. 

(2) In einzelnen Fällen kann zugelassen wer- 
den, daß neben dem Zollgut auch Freigut ge- 
lagert wird, wenn die zollamtliche Überwachung 
dadurch nicht beeinträchtigt wird. § 55 Abs. 9 
wird entsprechend angewendet. 

(3) Das Zollgut kann der üblichen Lager- 
behandlung unterzogen werden, die dem Schutz 
der Ware oder der Verbesserung ihrer Auf- 
machung oder Handelsgüte dient. Die Lager- 
behandlung bedarf der Zulassung; dabei können 
besondere Sicherungsmaßnahmen angeordnet 
werden. 

(4) Soweit dafür ein wirtschaftliches Bedürf- 
nis besteht, kann zugelassen werden, daß Zoll- 
gut längstens für eine von der Zollstelle zu be- 
stimmende Frist vorübergehend aus dem Zoll- 
lager entfernt wird; dabei können besondere 
Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden. 
Außerhalb des Lagers darf das Zollgut unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 3 wie im 
Lager behandelt werden. 

(5) Aus offenen Zollagern darf Zollgut an 
Inhaber anderer offener Zollager abgegeben 
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oder in ein anderes offenes Zollager desselben 
Inhabers gebracht werden. Mit der Übergabe 
geht das Zollgut in den Zollverkehr des In- 
habers des anderen Lagers über. 

(6) Zollgut darf zu einer neuen Zollbehand- 
lung gestellt werden; für Zollgut aus offenen 
Zollagern hat der Lagerinhaber nachzuweisen, 
daß die gestellten Waren die nämlichen wie die 
eingelagerten Waren sind oder diese enthalten. 
Ein Zollantrag auf Abfertigung zum Zollgutver- 
sand ist nur zulässig, wenn die Zollstelle für 
die Zollbehandlung, die für das Zollgut nadi 
dem Versand beantragt werden soll, nicht zu- 
ständig ist oder wenn das Zollgut ausgeführt 
werden soll und für die zollamtliche Über- 
wachung der Ausfuhr kein anderes Verfahren 
vorgesehen ist. Bei Abfertigung zum freien Ver- 
kehr — auch nach einem Zollgutversand — 
sind abweichend von § 35 Abs. 1 für die Menge, 
die Beschaffenheit und den Zollwert der Waren 
der Zeitpunkt des ersten Antrags auf Abferti- 
gung zur Zollgutlagerung und für die Anwen- 
dung der Zollvorschriften der Zeitpunkt der 
Auslagerung maßgebend; während der Lage- 
rung eingetretene Preisschwankungen sind je- 
doch zu berücksichtigen, wenn 

1. die Waren länger als zwei Jahre im 
Zollager gelagert worden sind oder 

2. für die Waren die zeitliche Toleranz 
nach Artikel 10 Abs. 7 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 803/68 des Rates 
vom 27. Juni 1968 über den Zollwert 
der Waren (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften Nr. L 148 S. 6) 
ausgesetzt worden ist. 

(7) Wenn die zollamtliche Überwachung an- 
ders als durch Gestellung gesichert erscheint 
und die Beförderung im gemeinschaftlichen Ver- 
sandverfahren [Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom . . . 1969 über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren] nicht vorgeschrieben ist, 
kann unter bestimmten Voraussetzungen und 
Bedingungen zugelassen werden, daß Zollgut 
aus offenen Zollagern ohne Gestellung ausge- 
führt oder durch Anschreibung in einen aktiven 
Veredelungsverkehr, einen Umwandlungsver- 
kehr oder eine Zollgutverwendung des Lager- 
inhabers übergeführt wird. Die ordnungsmäßige 
Anschreibung steht der Abfertigung gleich. 

(8) Mit Zollgut, das sich bei Ablauf der 
Lagerfrist noch in Zollniederlagen oder Zoll- 
verschlußlagern befindet, wird entsprechend 
§ 20 verfahren. 

§ 46 

Entnahme von Zollgut aus offenen Zollagern 

(1) Zollgut darf aus offenen Zollagern in den 
freien Verkehr entnommen werden. Für die Ent- 
nahme können solche Mindestmengen festge- 
setzt werden, daß die Buchführung übersichtlich 
bleibt. 


(2) Zollgut gilt als in den freien Verkehr ent- 
nommen, wenn es 

1. nach der Abfertigung zur Zollgut- 
lagerung (§ 9), nach der Anschreibung 
(§ 39 Abs. 3) oder der Übergabe im 
Falle des § 45 Abs. 5 nicht unverzüg- 
lich in das Zollager aufgenommen 
worden ist; 

2. unzulässig verändert worden ist; 

3. im Falle des § 45 Abs. 4 nicht frist- 
gerecht in das Zollager zurückgebracht 
worden ist; 

4. im Falle des § 45 Abs. 5 nach Entfer- 
nung aus dem Zollager nicht unver- 
züglich entweder in das andere Lager 
desselben Lagerinhabers gebracht 
oder dem Inhaber des anderen Lagers 
übergeben oder bei Ablehnung der 
Übernahme in das Herkunftslager zu- 
rückgebracht worden ist; 

5. in den Fällen des § 45 Abs. 6 und 7 
nach Entfernung aus dem Zollager 
nicht unverzüglich gestellt, ange- 
schrieben, ausgeführt oder in das 
Herkunftslager zurückgebracht wor- 
den ist; 

6. sich in anderen Fällen nicht mehr 
im Zollager befindet; 

7. sich nach Ablauf der Lagerfrist noch 
im Zollager befindet. 

In den Fällen der Nummern 1 und 3 bis 6 gilt 
das Zollgut nicht als entnommen, soweit der- 
jenige, in dessen Zollverkehr es sich befunden 
hat, nachweist, daß es vorher untergegangen 
ist. Läßt sich im Falle der Nummer 6 nicht er- 
mitteln, seit wann sich das Zollgut nicht mehr 
im Zollager befindet, so gilt es als in dem Zeit- 
raum entnommen, während dessen dafür seit 
der Einlagerung oder letzten Bestandsfeststel- 
lung der höchste Zollsatz gegolten hat. 

(3) Mit der Entnahme entsteht eine Zoll- 
schuld; § 45 Abs. 6 letzter Satz gilt entspre- 
chend. Zollschuldner ist derjenige, in dessen 
Zollverkehr sich das Zollgut bei der Entnahme 
befindet. Er hat bis zum 15. Tage des auf die 
Entnahme folgenden Kalendermonats die in Be- 
tracht kommenden Waren unter Berechnung des 
Zolls anzumelden und den Zoll zu zahlen; Zah- 
lungsaufschub ist nicht zulässig. Wird der Zoll 
abweichend von der Anmeldung festgesetzt, so 
wird er schriftlich oder mündlich angefordert; 
sonst gilt die Zollanmeldung als Festsetzung des 
Zolls. 

(4) Ist Sicherheit nach § 44 Abs. 2 Satz 2 
nicht oder nicht in voller Höhe geleistet und er- 
scheint die rechtzeitige Zahlung gefährdet, so 
kann die Zollstelle anordnen, daß der Zoll je- 
weils vor der Entnahme von Zollgut aus dem 
Lager gezahlt wird. Die Zollstelle kann das 
Lager stattdossen auch unter Zollmitverschluß 
nehmen; damit wird das Lager Zollverschluß- 
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lager. § 121 der Reichsabgabenordnung bleibt 
unberührt." 

14. In Kapitel VI (Veredelung) erhalten die Ab- 
schnitte 1 und 2 folgende Fassung: 

„Abschnitt 1 

Arten der Veredelungsverkehre 
§^47 

Arten der Veredelungsverkehre 
(1) Der zollbegünstigten Veredelung dienen 

1. der aktive Veredelungsverkehr für 
die Veredelung im Zollgebiet, 

2. der passive Veredelungsverkehr für 


durch die zugelassene Freigutveredelung ent- 
standenen Waren sind Ersatzgut. 

(4) Für die Gestellung des veredelten Zoll- 
guts und des Ersatzguts werden Fristen gesetzt. 
Bei der Zollgutveredelung wird die Frist nach 
der Zeit bemessen, die für die Veredelung und 
den Absatz des veredelten Zollguts erforderlich 
ist. Bei der Freigutveredelung wird die Frist 
nach der Zeit bemessen, die für die Veredelung 
der freigegebenen Waren (§ 50 Abs. 1) erforder- 
lich wäre. Die Frist wird bei der Freigutverede- 
lung auf Antrag so gesetzt, daß sie nicht be- 
ginnt, solange die freigegebene Ware unver- 
ändert lagert, und daß ihr Ablauf gehemmt ist, 
sobald die Nämlichkeit des Ersatzguts oder 
eines Zwischenerzeugnisses auf Antrag ge- 
sichert wird. 


die Veredelung im Zoilausland, 

3. der Freihafen-Veredelungsverkehr für 
die Veredelung in den Freihäfen. 

(2) Veredelungsverkehre werden Personen 
im Zollgebiet oder in den Zollfreigebieten be- 
willigt, die ordnungsgemäß kaufmännische 
Bücher führen, regelmäßig Abschlüsse machen 
und nach dem Ermessen der Zollverwaltung 
vertrauenswürdig sind. Veredelungsverkehre 
können auch Personen in anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften be- 
willigt werden, wenn sich die persönlichen und 
sonstigen Bewilligungsvoraussetzungen mit 
gleicher Sicherheit wie im Zollgebiet feststellen 
lassen. Besteht die Veredelung nur in einer 
Ausbesserung, so kann der Veredelungsverkehr 
auch anderen Personen bewilligt werden. 

Abschnitt 2 

Aktiver Veredelungsverkehr 
§ 48 

Allgemeines 

(1) Der aktive Veredelungsverkehr dient der 
Veredelung von Waren, die ausgeführt werden 
sollen und nicht zum Verbleib in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften 
bestimmt sind. 

(2) Der aktive Veredelungsverkehr kann be- 
willigt werden, soweit er dazu beiträgt, die 
günstigsten Voraussetzungen für die Ausfuhr 
der veredelten Waren zu schaffen, ohne daß 
wesentliche Interessen der durch den Zoll ge- 
schützten Hersteller beeinträchtigt werden. 

(3) Der aktive Veredelungsverkehr ist Zoll- 
gutveredelung oder Freigutveredelung. Bei der 
Zollgutveredelung wird die Nämlichkeit des 
Zollguts festgehalten. Alle durch die zugelas- 
sene Zollgutveredelung entstandenen Waren 
sind veredeltes Zollgut. Bei der Freigutverede- 
lung wird an Stelle des Zollguts im Betrieb des 
Veredelers Freigut veredelt, das dem Zollgut 
nach Menge und Beschaffenheit entspricht. Alle 


(5) Wenn die zollamtliche Überwachung der 
Ausfuhr anders als durch Gestellung gesichert 
erscheint und die Beförderung im gemeinschaft- 
lichen Versandverfahren [Verordnung (EWG) 
Nr. . . . des Rates vom . . . 1969 über das gemein- 
schaftliche Versandverfahren] nicht vorgeschrie- 
ben ist, kann unter bestimmten Voraussetzun- 
gen und Bedingungen zugelassen werden, daß 
veredeltes Zollgut oder Ersatzgut ohne Gestel- 
lung ausgeführt wird. In diesem Falle steht die 
Ausfuhr der Gestellung gleich. 

(6) Wenn die zollamtliche Überwachung an- 
ders als durch Gestellung gesichert erscheint, 
kann unter bestimmten Voraussetzungen und 
Bedingungen zugelassen werden, daß veredeltes 
Zollgut oder Ersatzgut durch Anschreibung in 
einen anschließenden aktiven Veredelungsver- 
kehr desselben Veredelers übergeführt wird. 
Die ordnungsmäßige Anschreibung steht der Ge- 
stellung gleich; die ordungsgemäß angeschrie- 
benen Waren gelten als anschließend zur Ver- 
edelung abgefertigt. 

(7) Betriebe, in denen die Veredelungs- 
arbeiten ausgeführt werden, unterliegen der 
zollamtlichen Überwachung. Soweit es die Zoll- 
verwaltung für erforderlich hält, kann Sicher- 
heit bis zur Höhe des nach § 48 a Abs. 1 und 
§ 50 b Abs. 3 Satz 2 zu bemessenden Zolles ver- 
langt werden. 

§ 48 a 

Bemessung der Zollschuld 

(1) Entsteht eine Zollschuld (§ 49 Abs. 5 und 
§ 50 Abs. 3), so ist der Zeitpunkt des Antrags 
auf Abfertigung zur Veredelung maßgebend für 
die Menge, die Beschaffenheit und den Zollwert 
der Ware und für die Anwendung der Zoll- 
vorschriften. 

(2) Entsteht bei unterschiedlich beschaffenem 
veredelten Zollgut die Zollschuld nur für einen 
Teil des veredelten Zollguts, so ist für die Be- 
messung der Zollschuld maßgebend 

1. das Verhältnis der Menge der in die- 
sen Teil übergegangenen unveredel- 
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ten Waren zur Gesamtmenge der in 
alle veredelten Waren übergegange- 
nen unveredelten Waren oder, wenn 
die Zollstelle dieses Verhältnis nicht 
feststellen kann, 

2. der anteilige Wert des Teiles am Ge- 
samtwert aller veredelten Waren; da- 
bei wird von den Wertverhältnissen 
ausgegangen, die im Zeitpunkt der 
Abrechnung bestehen oder bestanden 
hatten. 

Für diese Mengen- und Wertaufteilung stehen 
Waren, die im Veredelungsverkehr unter zoll- 
amtlicher Überwachung zerstört oder durch 
höhere Gewalt verändert worden sind und noch 
einen Handelswert haben, den veredelten Wa- 
ren gleich. 

(3) Entsteht eine Zollschuld bei der Freigut- 
veredelung, weil nur ein Teil des unterschied- 
lich beschaffenen Ersatzguts gestellt worden ist, 
so gilt Absatz 2 sinngemäß. 

(4) Soweit Waren von Beschaffenheit des 
veredelten Zollguts oder Ersatzguts im Zeit- 
punkt der Abrechnung in einer vom Rat der 
Europäischen Gemeinschaften zu diesem Zweck 
beschlossenen und im Bundesanzeiger bekannt- 
gegebenen Liste aufgeführt sind, bemißt sich der 
Zoll für das veredelte Zollgut oder Ersatzgut 
nach seiner Menge und Beschaffenheit sowie 
nach seinem Wert und den Zollvorschriften im 
Zeitpunkt der Abrechnung. Auf Antrag wird 
Absatz 1 angewendet. Sind die in der Liste auf- 
geführten Waren zollfrei, so bleibt der Wert 
des veredelten Zollguts oder Ersatzguts bei der 
Wertaufteilung nach Absatz 2 unberücksichtigt. 

(5) Gilt tariflich für das Zollgut bei Zollgut- 
verwendung (§ 55) ein ermäßigter Zollsatz oder 
Zollfreiheit, so gilt dies auch, wenn der Ver- 
edeler nachweist, daß die zur Veredelung ab- 
gefertigten Waren bei der Veredelung so be- 
arbeitet oder verarbeitet worden sind, wie es 
für die Zollgutverwendung vorgesehen ist. 

(6) Für Zollgut, das unter zollamtlicher 
Überwachung zerstört oder durch höhere Ge- 
walt verändert worden ist und keinen Handels- 
wert mehr hat, wird kein Zoll erhoben. 

(7) Besteht ein wirtschaftliches Bedürfnis da- 
für, so kann zugelassen werden, daß der Zoll 
für Waren, 

1. die im Zollgebiet veredelt worden 
sind und nach einer Zollgutlagerung 
oder einem Zollgutversand oder nach 
Ausfuhr in einen Freihafen zum freien 
Verkehr abgefertigt werden, nach Ab- 
satz 1 bemessen wird, wenn die dafür 
maßgebenden Merkmale und Um- 
stände auf Antrag des Zollbeteiligten 
bei der Abfertigung zur Zollgutlage- 
rung oder zum Zollgutversand oder 
bei der Ausfuhr in einen Freihafen 
festgehalten worden sind. 


2. die in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaften ver- 
edelt worden sind und nach einem 
Zollgutversand zum freien Verkehr 
abgefertigt werden, nach Absatz 1 be- 
messen wird, wenn dieser Zoll oder 
die für seine Bemessung maßgebenden 
Merkmale und Umstände in dem Zoll- 
papier angegeben sind, mit dem die 
Waren eingeführt worden sind. 

(8) Entsteht für Waren, die im Zollgebiet 
veredelt und danach gestellt worden sind, eine 
Zollschuld, so ist mindestens der Zoll zu er- 
heben, der nach Absatz 1 in Verbindung mit 
§ 49 Abs. 5 und § 50 Abs. 3 zu erheben wäre. 
Werden Waren, die in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Gemeinschaften ver- 
edelt worden sind, nach einem Zollgutversand, 
nach einer Zollgutlagerung oder nach einer 
Einfuhr aus einem Freihafen zum freien Ver- 
kehr abgefertigt oder entsteht für diese Waren 
eine Zollschuld nach § 57 oder § 58, so ist min- 
destens der Zoll zu erheben, der in dem Zoll- 
papier, mit dem die Waren eingeführt worden 
sind, angegeben ist oder der sich aus den darin 
angegebenen Merkmalen und Umständen nach 
Absatz 1 in Verbindung mit § 49 Abs. 5 und 
§ 50 Abs. 3 ergeben würde. 

§ 48 b 

Abrechnung, Abrechnungsschlüssel 

(1) Zur Feststellung, ob und in welcher Höhe 
eine Zollschuld entstanden ist, wird der Ver- 
edelungsverkehr spätestens bei Ablauf der nach 
§ 48 Abs. 4 gesetzten Fristen abgerechnet. Der 
berechnete Zoll wird von dem Veredeler als 
Zollschuldner schriftlich oder mündlich angefor- 
dert (Zollbescheid). Die Zollschuld ist eine 
Woche nach Bekanntgabe des Zollbescheides 
fällig. Zahlungsaufschub ist nicht zulässig. 

(2) Zur Vereinfachung des einzelnen Ver- 
edelungsverkehrs können durch Feststellungs- 
bescheid Abrechnungsschlüssel festgestellt wer- 
den, aus denen sich für die Abrechnung ergibt, 
wieviel Hundertteile des unveredelten Zollguts 
auf das veredelte Zollgut oder das Ersatzgut an- 
zurechnen sind. Der Bundesminister der Finan- 
zen kann zur Vereinfachung gleichartiger Ver- 
edelungsverkehre, bei denen die Veredelungs- 
arbeiten nach übereinstimmenden Verfahren 
durchgeführt werden, durch Rechtsverordnung 
pauschale Abrechnungsschlüssel festsetzen. Er 
hat dabei Rechtsakte des Rates oder der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften zu 
berücksichtigen. 

§ 49 

Zollgutveredelung 

(1) Bei der Zollgutveredelung wird das ab- 
gefertigte Zollgut dem Veredeler im Zollver- 
kehr überlassen. 
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(2) Die Veredelungsarbeiten sind im Betrieb 
des Veredelers auszuführen. Wenn es die zoll- 
amtliche Überwachung nicht gefährdet, wird 
auf Antrag zugelassen, daß alle oder bestimmte 
Veredelungsarbeiten in anderen Betrieben aus- 
geführt werden. 

(3) Ergibt sich nach der Abfertigung ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis dafür, so kann zugelas- 
sen werden, daß Zollgut unveredelt oder als 
Zwisdienerzeugnis gestellt oder daß Zollgut im 
Veredelungs verkehr unter zollamtlicher Über- 
wachung vernichtet oder zerstört wird. Das 
Zwischenerzeugnis gilt für die Anwendung von 
§ 48 a Absätze 2, 4, 7 und 8 als veredeltes Zoll- 
gut. 

(4) Zollgut gilt als in den freien Verkehr 
entnommen, soweit es 

1. anders als zugelassen behandelt oder 

2. nicht fristgerecht gestellt und sein Un- 
tergang vom Veredeler nicht nach- 
gewiesen wird. 

(5) Mit der Entnahme von Zollgut in den 
freien Verkehr entsteht eine Zollschuld. 

§ 50 

Freigutveredelung 

(1) Bei der Abfertigung zur Freigutveredelung 
wird das Zollgut vom Zoll freigestellt und dem 
Veredeler freigegeben. 

(2) Die Veredelungsarbeiten sind im Betrieb 
des Veredelers auszuführen. Auf Antrag wird 
zugelassen, daß bestimmte Veredelungsarbeiten 
in anderen Betrieben ausgeführt werden, wenn 
die zollamtliche Überwachung dadurch nicht ge- 
fährdet wird und die wesentlichen Veredelungs- 
arbeiten im Betrieb des Veredelers ausgeführt 
werden. 

(3) Wird Ersatzgut nicht fristgerecht gestellt, 
so entsteht eine Zollschuld. 

(4) Ergibt sich nach der Abfertigung ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis dafür, so kann zugelassen 
werden, daß statt des Ersatzguts Waren unver- 
ändert gestellt werden, die nach Absatz 1 frei- 
gegeben worden sind. 

(5) Sind Abrechnungsschlüssel nicht festge- 
stellt oder festgesetzt worden, so wird bei der 
Abrechnung für das anteilige Verhältnis von 
unterschiedlich beschaffenem Ersatzgut sowie 
für Fehlmengen der Durchschnitt zugrunde ge- 
legt, der sich bei gleichartigen Arbeiten in dem 
Betrieb ergibt. 

§ 50 a 

Zwischenschaltung einer passiven Veredelung 

(1) Auf Antrag wird zu gelassen, daß Zollgut, 
das aus einem aktiven Veredelungsverkehr 
stammt, abweichend von § 52 Abs. 1 in einem 
passiven Veredelungsverkehr weiter veredelt 


wird, wenn die Waren danach erneut zu einem 
aktiven Veredelungsverkehr abgefertigt wer- 
den sollen und die zollamtliche Überwachung 
nicht gefährdet ist. Entsteht in dem zweiten 
aktiven Veredelungsverkehr eine Zollschuld 
(§ 49 Abs. 5 und § 50 Abs. 3), so erhöht sich der 
Zoll für die nach passiver Veredelung wieder 
eingeführten Waren (§ 52 Abs. 4) um den Be- 
trag, der als Zoll in dem ersten aktiven Ver- 
edelungsverkehr nach § 48 a Abs. 1 in Verbin- 
dung mit § 49 Abs. 5 oder § 50 Abs. 3 zu erhe- 
ben gewesen wäre. 

(2) Werden die Waren nach Wiedereinfuhr 
nicht zum aktiven Veredelungsverkehr abge- 
fertigt, so wird keine Zollermäßigung nach § 52 
gewährt. Weist der Zollbeteiligte nach, daß 
nach der Abfertigung zur Ausfuhr im passiven 
Veredelungsverkehr das wirtschaftliche Bedürf- 
nis für den Übergang der Waren in einen ak- 
tiven Veredelungs verkehr weggefallen ist, so 
kann zugelassen werden, daß der Zoll bei Abfer- 
tigung der Waren zum freien Verkehr nach 
Absatz 1 Satz 2 bemessen wird. 

§ 50b 

Sonderfall der Verwendung 

(1) Als aktiver Veredelungsverkehr gilt auch 
die ein- oder mehrmalige Verwendung von 
Waren bei der Veredelung auszuführender an- 
derer Waren (Ausfuhrwaren), sofern sie mit 
diesen vorübergehend verbunden, vermischt 
oder vermengt und dabei verbraucht oder im 
Wert gemindert werden; das gilt nicht für Ener- 
giequellen, Schmiermittel, Geräte und Werk- 
zeuge. Für die Gestellung der Ausfuhrwaren 
werden Fristen gesetzt; die Fristen werden nach 
der Zeit bemessen, die für die Veredelung und 
den Absatz der Ausfuhrwaren erforderlich ist. 
Handelt es sich bei den Ausfuhrwaren um ver- 
edeltes Zollgut oder um Ersatzgut, so gelten 
die für dessen Gestellung gesetzten Fristen. Die 
Waren sind als zweckgerecht verwendet nur an- 
zusehen, soweit die Ausfuhrwaren fristgerecht 
gestellt worden sind. 

(2) Sind Waren durch die zweckgerechte 
Verwendung verbraucht worden oder haben sie 
keinen Handelswert mehr, so gelten sie als ge- 
stellt und ausgeführt; für Waren, die durch die 
zweckgerechte Verwendung im Wert gemindert 
worden sind, entsteht eine Zollschuld. Für die 
Bemessung dieser Zollschuld sind Menge, Be- 
schaffenheit und Handelswert der Waren sowie 
die Zollvorschriften im Zeitpunkt der Beendi- 
gung der Verwendung maßgebend. 

(3) Bei nicht zweck gerechter Verwendung 
entsteht eine Zollschuld. Für die Bemessung 
dieser Zollschuld gilt § 48 a Abs. 1 sinngemäß. 
Sind die Waren vorher zweckgerecht verwendet 
worden, so bemißt sich die Zollschuld der im 
Wert geminderten Waren nach ihrer Menge, 
ihrer Beschaffenheit und ihrem Handelswert so- 
wie den Zollvorschriften im Zeitpunkt der Be- 
endigung der zweckgerechten Verwendung. 
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(4) Zweckgerecht verwendete Waren dürfen 
zu einer neuen Zollbehandlung gestellt werden. 

§ 51 

Vorgriff 

Wenn ein aktiver Veredelungsverkehr bewil- 
ligt ist, kann bei wirtschaftlichem Bedürfnis zu- 
gelassen werden, daß Ersatzgut im Vorgriff ge- 
stellt und Zollgut innerhalb einer festzusetzen- 
den Frist als Nachholgut zum freien Verkehr 
abgefertigt wird. Das Nachholgut muß nach 
Menge und Beschaffenheit dem unveredelten 
Freigut entsprechen, das veredelt und als Er- 
satzgut gestellt worden ist. Das Nachholgut ist 
zollfrei, soweit bei tatsächlicher Durchführung 
des bewilligten Veredelungsverkehrs eine Zoll- 
schuld nicht entstehen würde.“ 

15. § 53 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ein Freihafen-Veredelungsverkehr kann 
dem Inhaber eines Freihafenbetriebes nach Ab- 
satz 1 Satz 1 oder Satz 2 bewilligt werden, wenn 
der Freihafen dadurch seinem Zweck nicht ent- 
fremdet wird." 

16. In § 54 Abs. 3 Satz 3 wird der Klammerzusatz 
gestrichen. 

17. In § 61 werden 

a) in Absatz 1 der Satz 3 gestrichen, 

b) in Absatz 2 Satz 2 die Worte „für den Au- 
ßenhandel geschaffene" durch das Wort 
„vorhandene" ersetzt. 

18. Dem § 62 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Entsteht für Waren, die im Freihafen 
außerhalb eines Freihafen-Veredelungsverkehrs 
bearbeitet oder verarbeitet worden sind, nach 
ihrer Einfuhr in das Zollgebiet eine Zollschuld, 
so ist abweichend von § 35 Abs, 1 mindestens 
der Zoll zu erheben, der nach § 48 a zu erheben 
wäre, wenn die unveredelten Waren im Zoll- 
gebiet zu einem aktiven Veredelungsverkehr 
abgefertigt worden wären." 

19. In § 63 wird Absatz 4 gestrichen. 

20. In § 67 werden 

a) in Absatz 1 Satz 1 die Worte „den vom Zoll- 
gebiet ausgeschlossenen Grenzwegen und 
auf" gestrichen, 

b) in Absatz 2 

aa) die Worte „und in den vom Zollgebiet 
ausgeschlossenen Binnengewäss^ern" ge- 
strichen. 


bb) folgender Satz angefügt: 

„In diesen Gewässern und Watten dür- 
fen Waren nur ausgesetzt werden, wenn 
es für die Fischerei, die Austernfischerei, 
das Setzen von Seezeichen oder ähnliche 
Zwecke erforderlich ist.", 

c) Absätze 3 und 4 gestrichen, 

d) Absatz 5 Absatz 3. 

21. In § 77 

a) wird folgender Absatz 8 eingefügt: 

„(8) Der Bundesminister der Finanzen kann 
den Zolltarif durch Rechtsverordnung inso- 
weit ändern, als 

1. die Bundesrepublik Deutschland 
auf Grund unmittelbar in allen 
Mitgliedstaaten geltender Verord- 
nungen des Rates oder der Kom- 
mission der Europäischen Gemein- 
schaften Über Änderungen oder 
Ergänzungen des Gemeinsamen 
Zolltarifs verpflichtet oder ermäch- 
tigt ist, Durchführungsvorschriften, 
insbesondere über die Zulassung 
zu einer Tarifstelle, zu erlassen, 

2. die Bundesrepublik Deutschland 
auf Grund von unmittelbar in allen 
Mitgliedstaaten geltenden Verord- 
nungen des Rates oder der Kom- 
mission der Europäischen Gemein- 
schaften über die Eröffnung 
von Gemeinschafts-Zollkontingen- 
ten Zollkontinqente zu eröffnen 
hat.", 

b) werden die bisherigen Absätze 8 bis 10 
Absätze 9 bis 11. 


22. Die Überschrift des Siebenten Teils erhält fol- 
gende Fassung: „Zollordnungswidrigkeiten; 
Zollvergehen und Zollordnungswidrigkeiten im 
Reiseverkehr". 

23. Im Siebenten Teil wird vor § 80 folgender § 79 a 
eingefügt: 

„§ 79 a 

Zollordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 408 
Abs. 1 Nr. 1 der Reichsabgabenordnung handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 eine Ware nicht auf 
einer Zollstraße einführt oder aus- 
führt, an einem Platz anlegt oder ab- 
legt, der kein Zollandungsplatz ist, 
oder auf einem Platz landet oder von 
einem Platz abfliegt, der kein Zoll- 
flugplatz ist. 


9 



Drucksache V/4117 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


2. entgegen § 4 eine Ware außerhalb 
der Öffnungszeiten einführt oder aus- 
führt, 

3. als Gestellungspflichtiger einer Vor- 
schrift des § 6 Abs. 1, 3 oder 4 Satz 1 
oder 3 zuwiderhandelt, 

4. entgegen § 6 nicht beim Zollansage- 
posten hält oder nicht dessen Wei- 
sungen einholt, 

5. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 3 das von 
der Gestellung befreite Zollgut nicht 
unverzüglich und unverändert dem 
Zollbeteiligten übergibt oder nicht 
der zuständigen Zollstelle gestellt, 

6. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 4 das von 
der Gestellung befreite Zollgut nicht 
unverzüglich und unverändert in sei- 
nen Betrieb aufnimmt oder nicht der 
zuständigen Zollstelle gestellt, 

7. entgegen § 8 Abs. 3 Zollgut nicht 
unverändert erhält, 

8. entgegen § 39 Zollgut, das von der 
Gestellung befreit ist, nicht sofort, 
unvollständig oder unrichtig an- 
schreibt, 

9. entgegen § 41 Abs. 6 Zollgut nicht 
rechtzeitig oder nicht unverändert 
gestellt, 

10. entgegen § 46 Abs. 3 aus einem Zoll- 
lager entnommenes Zollgut nicht 
oder nicht rechtzeitig anmeldet. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 408 
Abs. 1 Nr. 2 der Reichsabgabenordnung handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 59 Abs. 2 eine nicht zuge- 
la&sene oder nicht vorgesehene ge- 
werbliche Tätigkeit in einem Freiha- 
fen ausübt, 

2. entgegen § 60 Abs. 2 in einem Frei- 
hafen Handel mit Schiffs- oder Reise- 
bedarf ohne schriftliche Erlaubnis 
des Hauptzollamts betreibt, 

3. entgegen § 61 Abs. 1 eine in einem 
Freihafen gelagerte Ware einer nicht 
zugelassenen Lagerbehandlung un- 
terzieht, 

4. entgegen § 61 Abs. 3 eine Ware in 
einem Freihafen in nicht zulässiger 
Weise umwandelt, 

5. entgegen § 62 Abs. 2 eine Ware in 
einem Freihafen bearbeitet oder ver- 
arbeitet, ohne daß dies besonders zu- 
gelassen ist, 

6. entgegen § 63 eine Ware in einem 
Freihafen verbraucht oder gebraucht, 

7. entgegen § 64 Abs. 1 in einem Frei- 
hafen ohne besondere Erlaubnis des 
Hauptzollamts wohnt, 


8. entgegen § 65 Abs. 1 in einem Frei- 
hafen einen Bau ohne Zustimmung 
des Hauptzollamts errichtet, wesent- 
lich in seiner Bauart ändert oder 
anders verwendet, 

9. in einem Freihafen ein Grundstück, 
eine Wasserfläche oder einen Raum 

a) entgegen § 65 Abs. 2 nicht ent- 
sprechend dem Zweck der Freihä- 
fen oder den geltenden Beschrän- 
kungen benutzt oder 

b) entgegen § 65 Abs. 3 ohne schrift- 
lichen Vertrag mit dem dort vor- 
geschriebenen Inhalt oder ohne 
Zustimmung des Hauptzollamts 
einem anderen überläßt, 

10. entgegen § 66 Abs. 1 nicht so Buch 
führt, daß der Warenbestand jeder- 
zeit ersichtlich ist, 

11. entgegen § 67 Abs. 2 Satz 1 als 
Schiffsführer auf Verlangen der Zoll- 
bediensteten nicht hält oder ihnen 
nicht ermöglicht, an Bord oder von 
Bord zu gelangen, Beförderungsur- 
kunden einzusehen oder Schiff oder 
Ladung zu prüfen, 

12. entgegen § 67 Abs. 2 Satz 2 in einem 
Gewässer, das Zollfreigebiet ist, eine 
Ware aussetzt, 

13. entgegen § 69 Abs. 1 einen Bau ohne 
Zustimmung des Hauptzollamts er- 
richtet oder ändert, 

14. entgegen § 71 Abs. 2 Satz 1 auf Ver- 
langen eines Zollbediensteten nicht 
stehen bleibt oder sich nicht über 
seine Person ausweist, 

15. entgegen § 71 Abs. 2 Satz 2 als Füh- 
rer eines Beförderungsmittels auf 
Verlangen eines Zollbediensteten 
nicht hält oder es ihm nicht ermög- 
licht, von Bord oder an Bord zu ge- 
langen, 

16. entgegen § 72 Abs. 1 Handel mit un- 
verzolltem Schiffs- oder Reisebedarf 
ohne schriftliche Erlaubnis des Haupt- 
zollamts betreibt." 


24. In § 86 wird Absatz 3 gestrichen. 

Artikel 2 

Übergangsregelung 

(1) Auf Zollschulden, die zwischen dem Tag des 
Inkrafttretens des Gesetzes und dem 31. Dezember 
1970 entstehen, wird § 37 des Zollgesetzes mit der 
Maßgabe angewendet, daß die Schulden bis zum letz- 
ten Tage des auf die Entstehung folgenden Monats 
aufgeschoben werden. Auf Zollschulden, die zwischen 
dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes und dem 
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31. Dezember 1970 nach § 46 Abs. 3 Satz 1 des Zoll- 
gesetzes entstehen, ist § 46 Abs. 3 Satz 3 des Zoll- 
gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Zoll 
am letzten Tage des auf die Entnahme folgenden 
Monats zu zahlen ist. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden 

1. öffentliche Zollgutlager (§ 42 Abs. 1 Nr. 1 
und § 44 des Zollgesetzes in der bisherigen 
Fassung) öffentliche Zollager (Zollnieder- 

1 ;=srtor»^ • 

2. private Zollgutlager und Zollaufschublager 
(§ 42 Abs, 1 Nt. 1 und 2, §§ 45 und 46 
des Zollgesetzes in der bisherigen Fas- 
sung) private Zollager; stehen sie unter 
Zollmitverschluß oder Zollverschluß, so 
werden sie Zollverschlußlager, sonst of- 
fene Zollager. 

Die Lagerbewilligung gilt als widerruflich erteilt; 

§ 82 Abs. 1 Satz 2 des Zollgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Waren, die sich bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes in einem Zollaufschublager befinden, werden 
Zollgut und so behandelt, als wären sie im Zeitpunkt 
ihrer Abfertigung zum freien Verkehr oder der 
Anschreibung nach § 39 Abs. 1 des Zollgesetzes zur 
Zollgutlagerung (§§ 42 bis 46 des Zollgesetzes) ab- 
gefertigt worden. Die aufgeschobene Zollschuld fällt 
weg. 

(4) Hat der Inhaber eines Zollaufschublagers vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes für zum freien 
Verkehr abgefertigte Waren angezeigt, daß er sie 
in sein Lager bringen will und nimmt er sie erst 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes in das Lager 
auf, so werden die Waren Zollgut und so behandelt, 
als wären sie im Zeitpunkt ihrer Abfertigung zum 
freien Verkehr zur Zollgutlagerung (§§ 42 bis 46 
des Zollgesetzes) abgefertigt worden. Die Zollschuld 
fällt weg. 

(5) Sind bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Waren 
aus einem Zollaufschublager vorübergehend ent- 
fernt (§ 46 Abs. 5 des Zollgesetzes, auch in Verbin- 
dung mit § 100 Abs, 4 oder § 101 Abs. 4 der Allge- 
meinen Zollordnung, jeweils in der bisherigen Fas- 
sung), so werden sie Zollgut und so behandelt, als 
wären sie im Zeitpunkt ihrer Abfertigung zum freien 
Verkehr oder der Anschreibung nach § 39 Abs. 1 des 
Zollgesetzes zur Zollgutlagerung (§§ 42 bis 46 des 
Zollgesetzes) abgefertigt und als wären sie nach 
§ 45 Abs. 4, 6 oder 7 des Zollgesetzes aus dem Lager 
entfernt worden. Die aufgeschobene Zollschuld fällt 
weg. 

(6) Ist vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Zollschuld nach § 46 Abs, 6 des Zollgesetzes in der 
bisherigen Fassung auf den Inhaber eines anderen 
Zollaufschublagers übergegangen und befinden sich 
die Waren bei Inkrafttreten des Gesetzes in keinem 
der beiden Lager, so werden sie Zollgut und treten 
in den Zollverkehr des Inhabers des anderen Lagers. 
Das Zollgut wird iSO behandelt, als wäre es im Zeit- 
punkt seiner Abfertigung zum freien Verkehr oder 
der Anschreibung nach § 39 Abs. 1 des Zollgesetzes 
zur Zollgutlagerung (§§ 42 bis 46 des Zollgesetzes) ( 


ab gefertigt worden; die auf geschobene Zoll schuld 
fällt weg. Der genannte Lagerinhaber hat das Zollgut 
unverzüglich in sein Lager zu bringen; anderenfalls 
gilt es als von ihm aus einem offenen Zollager in 
den freien Verkehr entnommen. 

(7) Für den Zoll, der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nach § 46 Abs. 7 des Zollgesetzes in der 
bisherigen Fassung zu zahlen ist, gilt § 46 Abs. 8 
Sätze 1 und 2 des Zollgesetzes in der bisherigen 
Fassung fort. 

(8) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 

mächtigt, bis zum Wirksam werden der nach Ar- 
tikel 18 Abs. 1 der Richtlinie des Rates vom 

zur Harmonisierung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften über den aktiven Verede- 
lungsverkehr durch den Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften aufzustellenden Liste durch Rechtsver- 
ordnung die Veredelungserzeugnisse zu bestimmen, 
die nach § 48 a Abs. 4 des Zollgesetzes behandelt 
werden können, um eine wirtschaftlich sinnvolle 
Behandlung von Nebenerzeugnissen und Abfällen 
sicherzustellen. 

(9) Werden Waren veredelt, für die ein Binnen- 
zollsatz vorgesehen ist, so können die veredelten 
Waren abweichend von § 48 Abs. 1 des Zollgesetzes 
auch zum Verbleib in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaften ausgeführt wer- 
den. Das gleiche gilt, soweit für die aus Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften zur Ver- 
edelung eingeführten Waren ein Angleichungs-Zoll- 
satz oder ein Differenz-Zollsatz vorgesehen ist. 

Artikel 3 

Änderung des Abschöpfungserhebungsgesetzes 
und Übergangsregelung 

(1) Das Abschöpfungserhebungsgesetz vom 
25. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 453), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung straf- 
rechtlicher Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
und anderer Gesetze vom 12, August 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 953), wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 wird 

a) in Absatz 4 

aa) in Satz 1 das Wort „Abschöpfungsauf- 
schublager" durch „Abschöpfungslager" 
ersetzt, 

bb) der letzte Satz gestrichen, 

b) Absatz 5 wie folgt gefaßt: 

„(5) Im Falle des § 48 a Abs. 4 des Zoll- 
gesetzes gilt der für die Anwendung der Zoll- 
vorschriften maßgebende Zeitpunkt auch für 
den Abschöpfungssatz." 

2. § 5 wird gestrichen. 

(2) Artikel 2 Abs. 1 wird abweichend von § 2 
des Abschöpfungserhebungsgesetzes nur angewen- 
det, soweit die Abschöpfung neben einem Zoll zu 
zahlen ist. 
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Artikel 4 

Änderung von Verbrauchsteuergesetzen und 
Übergangsregelung 

(1) § 5 des Kaffeesteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. Dezember 1968 (Bun- 
desgesetzbl. 1969 I S. 1) erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Für die Kaffeesteuer gelten die Vorschriften 
für Zölle sinngemäß. Abweichend von § 37 Abs. 2 
Satz 1 des Zollgesetzes wird jedoch die Zahlung 
der Steuer für nicht gerösteten Kaffee der Nr. 
09.01 - A - 1 des Zolltarifs auf Antrag des Steuer- 
schuldners bei Sicherheitsleistung bis zum 15. Tage 
des zweiten auf die Entstehung der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats aufgeschoben. Abwei- 
chend von § 46 Abs. 3 Satz 3 des Zollgesetzes hat 
der Steuerschuldner die Steuer für nicht geröste- 
ten Kaffee der Nr. 09.01 - A - 1 des Zolltarifs bis 
zum 15. Tage des zweiten auf die Entstehung der 
Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu zah- 
len. 

(2) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

(2) § 5 des Teesteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Dezember 1968 (Bundes- 
gesetzbl. 1969 I S. 4) erhält folgende Fassung: 

.§ 5 

(1) Für die Teesteuer gelten die Vorschriften 
für Zölle sinngemäß. Abweichend von § 37 Abs. 2 
Satz 1 des Zollgesetzes wird jedoch die Zahlung 
der Steuer für Tee der Nr. 09.02 - B des Zolltarifs 
auf Antrag des Steuerschuldners bei Sicherheits- 
leistung bis zum 15. Tage des zweiten auf die 
Entstehung der Steuerschuld folgenden Kalender- 
monats aufgeschoben. Abweichend von § 46 Abs. 3 
Satz 3 des Zoligesetzes hat der Steuerschuldner 
die Steuer für Tee der Nr. 09.02 - B des Zolltarifs 
bis zum 15. Tage des zweiten auf die Entstehung 
der Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu 
zahlen. 

(2) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

(3) Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
strafrechtlicher Vorschriften der Reichsabgabenord- 
nung und anderer Gesetze vom 12. August 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 953), wird wie folgt geändert: 

1. In § 151 Abs. ,1 Satz 2 werden die Worte „in 

den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und der §§ 50 

bis 53 des Zollgesetzes" gestrichen. 


2. In § 152 Abs. 2 werden die Worte „in den Fällen 
des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und der §§50 bis 53 des 
Zollgesetzes" gestrichen. 

3. In § 154 wird 

a) dem Absatz 1 folgender Satz angefügt: ' 

„Für den Zahlungsaufschub des regelmäßigen 
Monopolausgleichs in Höhe der Branntwein- 
steuer gilt die Frist des § 91 a", 

b) in Absatz 3 Satz 1 die Bezeichnung „§ 25 
Abs. 2" ersetzt durch „§ 25 Abs. 1". 

(4) Artikel 2 Abs. 2 bis 7 gelten für Verbrauch- 
steuern, mit Ausnahme der Biersteuer, sinngemäß. 
Für die Mineralölsteuer und den Monopoiausgleich, 
soweit er nicht nach § 154 Abs. 1 Satz 4 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol aufgeschoben 
wird, gilt auch Artikel 2 Abs. 1 sinngemäß. 

Artikel 5 

Neufassung des Zollgesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Zollgesetzes und des Abschöp- 
fungserhebungsgesetzes sowie der hierzu erlassenen 
Rechtsverordnungen in der Fassung, die sich aus 
den dazu ergangenen Anderungsgesetzen und -Ver- 
ordnungen ergibt, mit neuem Datum, unter neuer 
Überschrift und in neuer Paragraphenfolge bekannt- 
zumachen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 

Artikel 6 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überieitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts Verord- 
nungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

A r t i k e 1 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1969 in 
Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft 

1. § 41 Abs. 4 in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 12, Artikel 1 Nr. 21 und Artikel 2 
Abs. 8 am Tage nach Verkündung dieses 
Gesetzes, 

2. § 41 Abs. 1 bis 3 und 5 bis 8 in der Fassung 
des Artikels 1 Nr. 12 am 1. Januar 1970. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat eine 
Reihe von Rechtsakten auf dem Gebiet der Zoll- 
reclitsl’iaiiiiuiiibitii uiiy besciiiossen. Jts sind dies 

1. die Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates 
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Begriffs- 
bestimmung für den Warenursprung (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 S. 1), 

2. die Verordnung (EWG) Nr. 1496/68 des Rates 
vom 27. September 1968 über die Bestimmung 
des Zollgebiets der Gemeinschaft (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 238 S. 1), 

3. die Richtlinie des Rates vom 30. Juli 1968 zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die zollamtliche Erfassung der 
Waren, die in das Zollgebiet der Gemeinschaft 
verbracht werden und die vorübergehende Ver- 
wahrung dieser Waren (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 13), 

4. die Verordnung des Rates über das gemeinschaft- 
liche Versandverfahren, 

5. die Richtlinie des Rates zur Elarmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den 
Zahlungsaufschub für Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen, 

6. die Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Zoll- 
lager, 

7. die Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den 
aktiven Veredelungsverkehr, 

8. die Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Frei- 
zonen. 

Die Mitgliedstaaten sind gehalten, den Richtlinien 
zu 5 bis 8 bis spätestens zum 1. Oktober 1969 nach- 
zukommen; die Verordnung über das gemeinschaft- 
liche V^ersandverfahren wird erst später — am 1. Ja- 
nuar 1970 — wirksam. Der vorliegende Gesetzent- 
wurf dient der Anpassung des deutschen Zollrechts 
an diese Rechtsakte. 


B. Im einzelnen 


Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Abschöpfungen sind zwar Zölle im Sinne des Grund- 
gesetzes, nicht aber Zölle im Sinne des Zollgesetzes, 
da sie nicht nach dem Zolltarif erhoben werden (vgl. 
§ 21 Abs. 1 ZG). Die Abschöpfungen gehören jedoch 


zu den Eingangsabgaben im Sinne des Zollgesetzes 
(vgl. § 2 des Abschöpfungserhebungsgesetzes). 
Durch die Ergänzung des § 1 Abs. 3 ZG soll dies 
klargestellt werden. In Angleichiing an das Umsatz- 
steuergesetz (Mehrwertsteuer) — vgl. § 1 Abs. 1 
Nr. 3 dieses Gesetzes — ■ muß der Begriff „Umsatz- 
ausgleichsteuer" durch „Einfuhrumsatzsteuer" er- 
setzt werden. 

Zu Nummer 2 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch Rück- 
verlegung der Zollgrenze Grenzwege und Binnen- 
gewässer ganz oder teilweise vom Zollgebiet aus- 
schließen (§ 2 Abs. 5 ZG). Er hat von dieser Mög- 
lichkeit bisher keinen Gebrauch gemacht. Künftig 
ist ein solcher Ausschluß von Grenzwegen und Bin- 
nengewässern vom Zollgebiet an Drittlandsgrenzen 
nicht mehr möglich, da er der Verordnung (EWG) 
Nr. 1496/68 des Rates vom 27. September 1968 über 
die Bestimmung des Zollgebiets der Gemeinschaft 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 238 S, 1) widersprechen würde. Die entsprechen- 
den Bestimmungen des Zollgesetzes sollen daher 
gestrichen werden. 

Da Absatz 5 wegfallen soll, ist es zweckmäßig, den 
bisherigen Absatz 8 an die Steile des gestrichenen 
Absatzes 5 zu setzen, wo er systematisch auch hin- 
gehört. 

Zu Nummer 3 

1. Die Ergänzung des Absatzes 2 Satz 2 entspricht 
dem bisherigen Recht (vgl. § 46 Abs. 13 letzter 
Satz ZG a. F.). Die Änderung der Lagerbestim- 
mungen macht es erforderlich, diese Regelung in 
§ 5 Abs. 2 aufzunehmen, wo sie auch systema- 
tisch hingehört. 

2. Ersatzgut, das im Vorgriff ausgeführt werden 
soll (Vorgriffsgut), soll künftig durch die Gestel- 
lung Zollgut werden. Dadurch wird es möglich, 
das Nachholgut schon unmittelbar nach der Ge- 
stellung des Vorgriffsguts zum freien Verkehr 
abzufertigen. Aus den in der Begründung zu 
Nr. 14 § 50 b angegebenen Gründen müssen auch 
die in § 50 b bezeichneten Ausfuhrwaren durch 
die Gestellung Zollgut werden. § 5 Abs. 5 Nr. 2 
ZG soll daher neu gefaßt werden. 

3. Nach der in Artikel 1 Nr. 13 des Entwurfs vor- 
gesehenen Neuregelung des Lagerverkehrs blei- 
ben auch Waren, die in offenen Lagern eingela- 
gert werden, Zollgut (vgl. die Begründung dazu). 
§ 5 Abs. 5 Nr. 3 ZG wird daher gegenstandslos 
und soll gestrichen werden. 

Zu Nummer 4 

1. Die Ergänzung des Absatzes 1 soll Verfahrens- 
vereinfachungen bei der Einfuhr von Waren, ins- 
besondere im Seeverkehr und Luftverkehr, er- 
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möglichen. Bisher ist im Regelfall im Seeverkehr 
und im Seehafenverkehr die erste an der Zoll- 
straße gelegene Zollstelle, im Luftverkehr die 
Zollstelle bei dem ersten angeflogenen Zollflug- 
platz für die Gestellung zuständig. Für die Wei- 
terbeförderung ist ein Zollgutversand erforder- 
lich. Mit der Abfertigung zum Zollgutversand 
haftet der Zollbeteiligte für etwa entstehende 
Zollschulden (vgl. § 41 Abs. 7 ZG in der Fassung 
des Artikels 1 Nr. 12 des Entwurfs). Dieses um- 
ständliche Verfahren belastet die Zollbeteiligten 
und die Zollverwaltung beträchtlich. Die Neu- 
fassung ermöglicht es, darauf zu verzichten und 
über die bisher schon auf Grund von § 7 Abs. 1 
Nr. 3 AZO im Luftverkehr zugelassenen Erleich- 
terungen hinaus in weiteren Fällen die Gestel- 
lung erst im Bestimmungshafen oder auf dem 
Bestimmungsflugplatz zuzulassen, ohne daß da- 
mit auch die Haftung des Einführers entfällt. 

2, Die Änderung von Absatz 5 Satz 4 dient lediglich 
der Klarstellung. Bisher fehlte die ausdrückliche 
Bestimmung, daß der Zollbeteiligte auch Zollgut, 
das er von dem Einführer übernommen hat, un- 
verzüglich und unverändert in seinen Betrieb 
aufzunehmen hat. Diese Pflicht bestand aber 
zweifellos, wie sich aus dem Sinn des § 6 Abs. 5 
Satz 4 ZG ergibt. Es ist zweckmäßig, diese Be- 
stimmung klarer zu fassen. Der neu angefügte 
Satz 5 dient — wie die Ergänzung des § 6 
Abs. 1 — der Verfahrensvereinfachung. Da es 
bisher an einer gesetzlichen Haftung des Ein- 
bringenden oder des Zollbeteiligten fehlte, wenn 
für die von der Gestellung befreiten Waren 
auf dem Wege zum Betrieb eine Zollschuld nach 
§ 57 ZG entstand, haben die Zollstellen die Ge- 
stellungsbefreiung meist davon abhängig ge- 
macht, daß der Antragsteller diese Haftung durch 
Vereinbarung mit der Zollverwaltung übernimmt 
(vgl. H Nr. 13 der Zolldienstanweisung). Dieses 
Verfahren ist umständlich. Es ist daher zweck- 
mäßig, die Haftung kraft Gesetzes aufzuerlegen. 
Diese Regelung ermöglicht es überdies, künftig 
in geeigneten Fällen öfter als bisher die Befrei- 
ung von der Gestellung unmittelbar bei der Ein- 
fuhr des Zollguts zu gewähren und zur Ent- 
lastung der Zollbeteiligten und der Zollverwal- 
tung auf die Vorschaltung eines Zollgutversands 
zu verzichten. 

Zu Nummer 5 

Die Neufassung des § 11 Abs. 2 sieht für die Stel- 
lung des Zollantrags längere Fristen vor. Sie dient 
der Durchführung der Artikel 6 bis 8 der Richtlinie 
des Rates vom 30. Juli 1968 zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die zoll- 
amtliche Erfassung der Waren, die in das Zollgebiet 
der Gemeinschaft verbracht werden, und die vor- 
übergehende Verwahrung dieser Waren (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 13). 

Zu Nummer 6 

Die Vorschrift bezog sich bisher nur auf die Abferti- 
gung zu besonderen Zollverkehren. Die Erfahrungen 
haben gezeigt, daß es sachlich geboten ist, sie auch 


auf die anderen Fälle der Zollbehandlung (z. B. 
die Freigutveredelung) anzuwenden. 

Zu Nummer 7 

Die Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Begriffsbestim- 
mung für den Warenursprung (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 148 S. 1) ist in der 
Bundesrepublik unmittelbar geltendes Recht. Sie ist 
jedoch nur auf Waren anwendbar, auf die der Ge- 
meinsame Zolltarif, mengenmäßige Beschränkungen 
oder andere Vorschriften für den Warenaustausch 
mit Drittländern angewendet werden. Sie gilt also 
nicht für Waren, die vom Vertrag über die Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (Bundesgesetzblatt 1952 II S. 447) erfaßt wer- 
den. Bei der Einfuhr dieser Waren werden harmoni- 
sierte Zollsätze angewendet. Der Gemeinsame Zoll- 
tarif enthält für solche Waren keine Zollsätze. Die 
Ursprungsverordnung gilt ferner nicht für Waren, 
die den noch verbleibenden Binnenzöllen, den Diffe- 
renzzöllen für EGKS- Waren im innergemeinschaft- 
lichen Verkehr oder den „Besonderen Zollsätzen" 
auf Grund von Assoziationsabkommen unterliegen 
und von den Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs 
abweichen. 

Soweit das Gemeinschaftsrecht über den Ursprung 
oder besondere Ursprungsregelungen aufgrund von 
Assoziationen nicht anzuwenden sind, würde es bei 
den nationalen Vorschriften des § 28 ZG verbleiben. 
Für Wirtschaft und Verwaltung ist es jedoch nicht 
tragbar, für das gleiche Rechtsgebiet zwei verschie- 
dene Regelungen anzuwenden, je nachdem, um wel- 
che Waren es sich handelt. Auch im Interesse der 
Rechtssicherheit sollte für alle Waren die gleiche 
Rechtsgrundlage gelten. Die vorgesehene Neufas- 
sung des § 28 ZG trägt diesen Erwägungen Rech- 
nung und stellt sicher, daß das Gemeinschaftsrecht 
über den Ursprung — soweit nicht aufgrund von 
Assoziationen oder sonst abweichend von der Meist- 
begünstigung (z. B. bei Präferenzen für Entwick- 
lungsländer) besondere Ursprungsregelungen gel- 
ten — grundsätzlich auch auf solche Waren ange- 
wendet wird, für die dieses Recht nicht unmittelbar 
gilt. 

Zu Nummer 8 

Die Ergänzung dient der Durchführung des Artikels 8 
Abs. 1 letzter Satz der Freizonenrichtlinie und des 
Artikels 10 Abs. 2 Buchstabe d der Lagerrichtlinie, 
wonach die Kosten der Lagerung und Erhaltung von 
Waren in Freizonen (Freihäfen) und Zollagern der 
Mitgliedstaaten unter bestimmten Umständen nicht 
in den Zollwert einzubeziehen sind. Die Fassung des 
Satzes 2 von Absatz 1 muß darauf Bedacht nehmen, 
daß der räumliche Anwendungsbereich der drei 
europäischen Verträge jeweils unterschiedlich ist. 
Der EGKS-Vertrag findet nur auf die europäischen 
Gebiete der Vertragstaaten Anwendung, während 
der EWG-Vertrag auch in den französischen über- 
seeischen Departements und der Euratom-Vertrag 
darüber hinaus auch in den französischen übersee- 
ischen Gebieten gilt. Absatz 1 Satz 2 stellt klar, 
daß nur jene Lager- und Erhaltungskosten nicht in 
den Zollwert einbezogen werden, die bei der Lage- 
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rung in Gebieten entstanden sind, welche zum An- 
v/endungsbereich des für die betreffende Ware maß- 
gebenden Vertrags gehören. So gehören also z. B. 
die Kosten der Lagerung und Erhaltung von EGKS- 
Waren in den französischen überseeischen Departe- 
ments zum Zollwert. 

Für Waren, für die noch Binnen-, Angleichungs- und 
Differenz-Zollsätze vorgesehen sind, ist die Zoll- 
union noch nicht verwirklicht. Alle für solche Waren 
geltenden Zollsätze (auch Drittlands-Zollsätze) sind 
Zollsätze des Deutschen Teil-Zolltarifs. Das gleiche 
gilt für die besonderen Zollsätze auf Grund von 
Assoziationsabkommen. Soweit der Deutsche Teil- 
Zolltarif anzuwenden ist, ist bei der Bewertung der 
Waren nicht vom Gebiet der Gemeinschaft, sondern 
vom deutschen Zollgebiet auszugehen. Deswegen 
können Lager- und Erhaltungskosten, die in ande- 
ren Mitgliedstaaten entstanden sind, bei der Bewer- 
tung nicht außer Betracht gelassen werden. 

Zu Nummer 9 

Die Neufassung der Lagervorschriften (vgl. Artikel 1 
Nr. 13 des Entwurfs) macht diese Streichung erfor- 
derlich. 

Zu Nummer 10 

Die Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den Zah- 
lungsaufschub für Zölle, Abgaben gleicher Wirkung 
und Abschöpfungen sieht vor, daß die Frist für den 
zinslosen Zahlungsaufschub in den Mitgliedstaaten 
nicht mehr als durchschnittlich 30 Tage betragen 
darf. Die Bundesrepublik ist gehalten, dieser Richt- 
linie nacli zukommen. Die Änderungen des § 37 ZG 
dienen diesem Zweck. Wegen der Übergangs- 
regelung vergleiche Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes 
und die Begründung dazu. 

Zu Nummer 1 1 

1. Die bisherige Fassung von Absatz 1 Satz 1 war 
mißverständlich. Die Pflicht zur sofortigen An- 
schreibung entsteht nicht schon mit der Über- 
nahme des Zollguts, sondern erst mit seiner 
Aufnahme in den Betrieb. Die Neufassung soll 
dies klarstellen. Die Pflicht, das Zollgut nach der 
Übernahme unverzüglich und unverändert in den 
Betrieb aufzunehmen, ergibt sich bereits aus § 6 
Abs. 5 ZG (vgl. auch Artikel 1 Nr. 4 b des Ent- 
wurfs). 

2. Die Neuregelung des Lagerrechts (vgl. Artikel 1 
Nr. 13 des Entwurfs) macht die Änderung des 
Absatzes 3 Satz 1 erforderlich. Waren, die in 
offene Lager verbracht werden sollen, müssen 
weiterhin in den Genuß der Gestellungsbefrei- 
ung kommen können, obwohl sich die Lagerung 
künftig nicht mehr im freien Verkehr, sondern in 
einem Zollverkehr vollzieht. 

Zu Nummer 12 

Nach Artikel 1 Abs. 1 der EWG-Verordnung über 
das gemeinschaftliche Versandverfahren sind die in 
Artikel 1 Abs. 2 und 3 der Verordnung näher be- 
zeichneten Waren innerhalb der Gemeinschaft im 


gemeinschaftlichen Versandverfahren zu befördern. 
Artikel 3 Abs. 1 ermächtigt die Mitgliedstaaten, für 
die Warenbeförderung in ihrem Gebiet oder bei der 
Beförderung auf dem Seeweg von einem zu einem 
anderen inländischen Hafen anstelle des gemein- 
schaftlichen Versandverfahrens ein einzelstaatliches 
Verfahren vorzusehen. In einem solchen Falle müs- 
sen die Waren jedoch — soweit nicht in der Verord- 
nung Ausnahmen zugelassen sind — vor ihrer Wei- 
terbeförderung über eine Binnengrenze zum gemein- 
schaftlichen Vcrsanuveifahieii augeieitigL werden 
(Artikel 4 Abs. 1). Im Rahmen der Ermächtigung des 
Artikels 3 Abs. 1 soll der innerstaatliche Zollgut- 
versand beibehalten werden. Der Zollbeteiligte 
wird insoweit die Möglichkeit haben, zwischen 
dem gemeinschaftlichen Versandverfahren und dem 
innerstaatlichen Zollgutversand zu wählen. 

Absatz 1 stellt klar, welchem Zweck der Zollgutver- 
sand dient. Zum Zollgutversand gehören sowohl 
das gemeinschaftliche Versandverfahren mit Zollgut 
(Absatz 2) als auch der innerstaatliche Zollgutver- 
sand (Absatz 5). 

Die Verordnung über das gemeinschaftliche Ver- 
sandverfahren ist im Geltungsbereich des Gesetzes 
unmittelbar anzuwendendes Recht. Sie enthält je- 
doch keine erschöpfende Regelung. Soweit im ge- 
meinschaftlichen Versandverfahren Zollgut im deut- 
schen Zollgebiet befördert wird, gelten deshalb 
ergänzend zu der Verordnung die deutschen Rechts- 
vorschriften (Absatz 2 Satz 1). Das deutsche Zollrecht 
kennt den Ausdruck „Hauptverpflichteter" nicht. 
Nach Artikel 11 Buchstabe a der Verordnung ist 
Hauptverpflichteter, wer durch eine zollamtlich ge- 
prüfte Anmeldung die Abfertigung zum gemein- 
schaftlichen Versandverfahren beantragt. Der Haupt- 
verpflichtete entspricht daher in jeder Hinsicht dem 
Zollbeteiligten (vgl. §§ 10 Abs. 3, 12 Abs. 1 ZG). Er 
haftet — wie der Zollbeteiligte im innerstaatlichen 
Zollgutversand — für den Zoll nach der höchsten in 
Betracht kommenden Zollbelastung (Absatz 2 
Satz 3). 

Zum gemeinschaftlichen Versandverfahren kann 
auch Freigut abgefertigt werden (vgl. Artikel 1 
Abs. 3 der Verordnung). Absatz 3 Satz 1 stellt klar, 
daß sich der zollrechtliche Status der Ware durch 
die Abfertigung zum gemeinschaftlichen Versand- 
verfahren nicht ändert. Unberührt hiervon bleiben 
die Bestimmungen, nach denen Freigut bereits vor 
der Abfertigung zum gemeinschaftlichen Versand- 
verfahren Zollgut wird (z. B. § 5 Abs. 5 Nr. 2 ZG), 
Wird Freigut im gemeinschaftlichen Versandverfah- 
ren befördert, so handelt es sich bei diesem Verfah- 
ren nicht um einen Zollverkehr im Sinne des § 9 
Abs. 1 Nr. 2 ZG. Die für den Zollgutversand gelten- 
den Vorschriften können deshalb — ergänzend zur 
Verordnung — nicht unmittelbar, sondern nur sinn- 
gemäß angewendet werden. 

Nach Artikel 6 der Verordnung können die Mit- 
gliedstaaten durch zweiseitige Vereinbarungen das 
Verfahren für bestimmte Verkehre (z. B. Eisenbahn- 
verkehr) vereinfachen, wenn die Durchführung ge- 
meinschaftlicher Regelungen des Warenverkehrs ge- 
währleistet ist. Wenn die Vereinbarungen norma- 
tiven Charakter haben, sollen sie durch Rechtsver- 
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Ordnung innerstaatlich in Kraft gesetzt und, soweit 
erforderlich, durch Verfahrensvorschriften ergänzt 
werden. 

Zollgut, das nur zu einer anderen Zollstelle im deut- 
schen Zollgebiet befördert werden soll, kann auf 
Antrag zum innerstaatlichen Zollgutversand abge- 
fertigt werden. Dieser entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen Zollgutversand. Absatz 5 Satz 2 
enthält die Mißbrauchklausel des bisherigen Ab- 
satzes 6. Sie gilt auch für die Fälle, in denen von 
vornherein feststeht, daß Waren nach einem inner- 
staatlichen Zollgutversand anschließend noch im ge- 
meinschaftlichen Versandverfahren befördert wer- 
den sollen. Damit soll verhindert werden, daß durch 
die Abfertigung zu zwei Versandverfahren ein 
unnötiger Verwaltungsaufwand entsteht. 

Absatz 6 stimmt mit dem bisherigen Absatz 2 über- 
ein. 

Im Absatz 7, der bis auf eine redaktionelle Änderung 
den Sätzen 1 und 3 des bisherigen Absatzes 4 ent- 
spricht, ist eine Mithaftung des Warenführers oder 
des Warenempfängers nicht mehr vorgesehen, um 
den innerstaatlichen Zollgutversand dem gemein- 
schaftlichen Versandverfahren anzugleichen. Aus 
demselben Grund entfällt auch der bisherige Ab- 
satz 3. 

Absatz 8 entspricht dem bisherigen Absatz 5. Die 
Regelung gilt jedoch nur dann, wenn die Waren 
unmittelbar in ein Drittland ausgeführt werden, weil 
bei der Ausfuhr über Binnengrenzen der Gemein- 
schaft die Waren vorher zum gemeinschaftlichen 
Versandverfahren abzufertigen sind (Artikel 4 
Abs. 1 der Verordnung). 

Zu Nummer 13 

L Allgemeines 

Die Richtlinie zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über das Zollagerverfahren 
sieht in ihrem Artikel 10 Abs. 1 vor, daß für Waren, 
die aus Zollagern in den freien Verkehr übergeführt 
werden, die Zölle nach den im Zeitpunkt der Aus- 
lagerung geltenden Sätzen sowie nach Beschaffen- 
heit, Menge und Wert erhoben werden, die „zu die- 
sem Zweck*' von den Zollstellen festgestellt oder 
anerkannt werden. Diese Regelung erlaubt die Bei- 
behaltung der deutschen Lagervorschriften, soweit 
es sich um den maßgebenden Zeitpunkt für Beschaf- 
fenheit, Menge und Wert der in den freien Verkehr 


übergeführten Waren handelt, da es insoweit den 
Mitgliedstaaten überlassen bleibt, ob sie den Ein- 
lagerungs- oder Auslagerungszeitpunkt für maß- 
gebend erklären wollen (wegen der Ausnahme für 
den Zollwert vergleiche Artikel 10 Abs. 2 der Richt- 
linie und Artikel 1 Nr. 13 — § 45 Abs. 6 — des Ent- 
wurfs). Dagegen weicht die Richtlinienregelung vom 
deutschen Lagerrecht hinsichtlich des maßgebenden 
Zeitpunkts für den Zollsatz (Anwendung der Zoll- 
vorschriften) ab. Während die Richtlinie den Aus- 
lagerungszeitpunkt für maßgebend erklärt, gilt bis- 
her nach deutschem Lagerrecht grundsätzlich der 
Einlagerungszeitpunkt (Zeitpunkt der Stellung des 
Antrags auf Abfertigung zum freien Verkehr; § 35 


Abs. 1, § 43 Abs. 4 ZG a. F.); das dem Lagerinhaber 
nach § 46 Abs. 9 ZG a. F. (vgl. auch § 43 Abs. 4 ZG 
a. F.) eingeräumte Recht, die Anwendung neuer 
Zollvorschriften auf die Lagerwaren zu beantragen, 
ändert an diesem Grundsatz nichts. 

Das deutsche Lagerrecht muß mit der EWG-Richt- 
linie in Einklang gebracht werden. Der Zoll für 
Waren, die aus Zollagern in den freien Verkehr 
übergeführt werden, muß also nach den Zollvor- 
schriften bemessen werden, die im Zeitpunkt der 
Auslagerung gelten. Das erfordert eine von der 
bisherigen Konstruktion der offenen Lager abwei- 
chende Regelung. Die für solche Lager bestimmten 
Waren können nicht mehr wie bisher vor der Ein- 
lagerung zum freien Verkehr abgefertigt werden, 
da es an einer rechtlichen Voraussetzung dafür 
fehlt: Die Zollschuld für die Waren (vgl. § 36 Abs. 3, 
§ 38 Abs. 2 ZG) kann zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
entstehen, da der maßgebende Zollsatz noch un- 
bestimmt ist und daher der zu zahlende Zoll nicht 
bemessen werden kann. Nach der Neuregelung sind 
daher Waren, die in offene Lager verbracht werden 
sollen, nicht mehr zum freien Verkehr, sondern zu 
einem Zollverkehr (Zollgutlagerung) abzufertigen 
und bleiben während ihrer Lagerung Zollgut. 

Dadurch ändert sich die praktische Handhabung der 
offenen Lager nicht. Alle Vorteile der bisherigen 
Zollaufschublager — insbesondere die Möglichkeit 
der jederzeitigen Auslagerung ohne Einschaltung 
der Zollstellen — bleiben erhalten (vgl. § 46 ZG 
in der Fassung des Entwurfs). Weitere Vorteile 
treten hinzu. Die neue Regelung wird einfacher, kür- 
zer und ermöglicht eine Vereinfachung der Bewilli- 
gungsvoraussetzungen. Es entfallen die Schwierig- 
keiten, die sich bisher beim Übergang von Waren 
aus offenen Lagern in einen anderen Verkehr ■ — 
z. B. in die Freigutveredelung — daraus ergeben 
haben, daß sich die Waren im freien Verkehr befin- 
den und für sie die Zollschuld entstanden ist. 

Die veränderte rechtliche Konstruktion der offenen 
Lager erfordert eine Neufassung des Kapitels V des 
Zollgesetzes. Die bisherigen Vorschriften sind aber 
weitgehend übernommen worden. 


II. Im einzelnen 

Zu. § 42 

Die Tatsache, daß sich künftig auch solche Waren 
in einem Zollverkehr befinden, die in einem offenen 
Lager lagern, ermöglicht eine andere Unterteilung 
der Lagerarten. Während bisher zwischen Zollgut- 
lagern (Zollverkehr) und Zollaufschublagern (freier 
Verkehr) unterschieden worden ist, empfiehlt es 
sich, künftig als Arten der Lagerung nur noch die 
öffentlichen Zollager (Zollniederlagen) einerseits 
und die privaten Zollager andererseits vorzusehen, 
wobei letztere noch danach unterschieden werden, 
ob sie unter Zollmitverschluß stehen oder offen 
sind. Die offenen Lager entsprechen im praktischen 
Ergebnis den bisherigen Zollaufschublagern. 

Die Absätze 2 bis 4 entsprechen dem bisherigen § 42 
Abs. 2 bis 4 ZG. 
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Zu § 43 

Diese Regelung entspricht im wesentlichen der bis- 
herigen Regelung für die Zollniederlagen (vgl. § 44 
ZG a. F.). 

Zu § 44 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die offenen 
Lager für die Wirtschaft genügend attraktiv sind, 
um zu verhindern, daß diese sich der aufwendigeren 
Versrhlii ßl;^apv t^pdienen, wenn ein offenes Lager 
für ihre Zwecke genügt. Deshalb kann darauf ver- 
zichtet v/erden, in Absatz 1 die Bewilligung von 
Verschlußlagern wie bisher ausdrücklich davon ab- 
hängig zu machen, daß die Waren später wieder 
ausgeführt werden sollen oder ihre spätere Bestim- 
mung nicht überblickt werden kann (vgl. § 43 Abs. 1 
ZG a. F.). 

Soweit in offenen Lagern zum Inlandsabsatz be- 
stimmte Waren lagern, dienen die Lager wie bis- 
her in erster Linie dazu, dem Lagerinhaber die Zah- 
lung der Abgaben zu ersparen, solange sich die 
Waren im Lager befinden. Trägt jedoch der normale 
Zahlungsaufschub (§ 37 in der Fassung des Arti- 
kels 1 Nr. 10 des Entwurfs) dem Kreditbedürfnis 
des Lagerinhabers in ausreichendem Maße Rechnung 
(z, B. weil die durchschnittliche Lagerdauer nicht 
länger als die durchschnittliche Dauer des Zahlungs- 
aufschubs ist), so soll mit Rücksicht auf den Ver- 
wahungsaufwand, der mit der Überwachung von 
Zollagern verbunden ist, der Importeur auf diesen 
Zaiilunnsaufschub verwiesen und private Zollager 
für diese Waren nicht bewilligt werden (vgl. Ab- 
satz 1 Satz 1). Da offene Lager mit einem geringeren 
Arbeitsaufwand für alle Beteiligten verbunden sind, 
sollen nach Absatz 1 Satz 2 Zollverschlußlager nur 
bewilligt werden, wenn die Bewilligung eines offe- 
nen Lagers dem Bedürfnis des Antragstellers nicht 
gerecht wird und die Lagerung in einem Freihafen 
oder in einer Zollniederlage nicht angängig ist (vgl. 
auch § 45 Abs. 1 ZG a. F.). 

Absätze 2 und 3 des Entwurfs entsprechen dem bis- 
herigen § 45 Abs. 2 Satz 2, § 45 Abs. 3, § 46 Abs. 3 
Satz 3 und 4 ZG. 

Zu § 45 

Diese Bestimmung gilt für alle Arten der Lagerung, 
d. h. sowohl für die Zollniederlagen als auch für die 
privaten Zollager. 

Nach § 45 Abs. 6 (vgl. auch § 46 Abs. 3) in der Fas- 
sung des Entwurfs werden die Zölle für Waren, die 
aus den Lagern in den freien Verkehr übergeführt 
werden, nach deren Beschaffenheit, Menge und Zoll- 
wert im Zeitpunkt der Stellung des Antrags auf 
Abfertigung zur Zollagerung erhoben. Die in diesem 
Zeitpunkt getroffenen Feststellungen sind also für 
die Besteuerung maßgebend. Es ist zweckmäßig, 
gegen diese Feststellungen einen selbständigen 
Rechtsbehelf einzuräumen. Absatz 1 Satz 2 bestimmt 
daher, daß dem Zollbeteiligten auf Antrag über Be- 
schaffenheit, Menge und Zollwert des Zollguts ein 
Feststellungsbescheid erteilt wird. Es handelt sich 
dabei um einen Feststellungsbescheid im Sinne des 


§ 213 AO. Dieser Bescheid muß mit Rücksicht auf 
Absatz 6 letzter Flalbsatz in der Fassung des Ent- 
wurfs (Änderungen des Zollwerts bei Preisschwan- 
kungen) insoweit unter dem Vorbehalt der Ände- 
rung stehen. 

Der Zollbeteiligte kann aber auch, ohne einen Fest- 
stellungsbescheid zu beantragen, Kenntnis von den 
maßgebenden Bemessungsgrundlagen erlangen. Die 
Zollstolle ist verpflichtet, die Zollbehandlung — ■ und 
damit auch die Bemessungsgrundlagen — ■ in einem 
Zolibefund zu beurkunden, weiiu dt^i ZoHbeLeiiigte 
nicht die Zollanmeldung — was hier praktisch aus- 
scheidet — ■ mündlich abgegeben hat (vgl. § 19 
Satz 1 ZG). Eine Ausfertigung dieses Zollbefundes 
kann der Zollbeteiligte verlangen (§ 19 Satz 2 ZG). 

Absatz 2 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 43 
Abs. 1 Salz 2, § 46 Abs. 1 Satz 2 ZG. 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß ein Bedürfnis 
dafür besteht, Zollgut und Freigut vermischt zu 
lagern (insbesondere bei Flüssigkeiten). Um die 
Schwierigkeiten zu vermeiden, die sich aus der Re- 
gelung des § 5 Abs. 2 ZG ergeben, wurden bisher 
mit den Lagerinhabern Vereinbarungen nach § 79 
Abs. 3 ZG abgeschlossen. Es erscheint zweckmäßi- 
ger, die Rechtslage eindeutig im Gesetz festzulegen. 
In Absatz 2 Satz 2 ist daher die entsprechende An- 
wendung des § 55 Abs. 9 ZG vorgesehen, wo der 
gleiche Fall für die Zollgutverwendung geregelt ist. 

übliche Lagerbehandlungen sollen wie bisher zu- 
golassen sein (Absatz 3; vgl. § 43 Abs. 2, § 46 Abs. 4 
ZG a. F.). Mit Rücksicht auf Artikel 9 Abs. 1 der 
LagerT'ichtlinie wird allerdings künftig eine Be- 
handlung, die über die übliche Lagerbehandlung 
hinaiisgeht, nur mehr unter den Voraussetzungen 
des aktiven Veredelungsverkehrs möglich sein. Es 
ist jedoch anzunehmen, daß die von den Euro- 
päischen Gemeinschaften auszuarbeitende Liste der 
zulässigen Lagerbehandlungen (vgl. Artikel 9 Abs. 1 
Unterabsatz 2 der Richtlinie) im wesentlichen alle 
bisher in Deutschland zugelassenen Lagerbehand- 
lungen umfassen wird. 

Die Lagerbehandlungen bedürfen künftig im Ge- 
gensatz zu bisher der Zulassung (Absatz 3 Satz 2). 
Das ist erforderlich, um die Umsetzung der erwähn- 
ten und noch aufzustellenden Liste der Lagerbehand- 
lungen in nationales Recht zu gewährleisten. Die 
Allgemeine Zollordnung v/ird jedoch — etwa wie 
bei der Zollgutverwendung (vgl. § 117 Abs. 1 und 2 
AZO) — sowohl allgemeine als auch besondere 
Zulassungen vorsehen. Von der Möglichkeit der 
allgemeinen Zulassung wird bei den in der Liste 
der Lagerbehandlungen aufgeführten Waren weit- 
gehend Gebrauch gemacht werden. Dadurch wird 
sichergestellt werden, daß die praktische Hand- 
habung der Lagerbehandlungen gegenüber der der- 
zeitigen Regelung nicht erschwert wird. 

Die Regelung des Absatzes 4 (vorübergehende Ent- 
fernung) entspricht im wesentlichen den bisherigen 
Vorschriften (vgl. § 46 Abs. 5 ZG a, F.). 

Nach der Entwurfsregelung bleiben in offene Lager 
verbrachte Waren Zollgut. Dieses Zollgut könnte 
also im Zollgutversand aus einem Lager in ein ande- 
res verbracht werden. Der Zollgutversand erfordert 
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aber die Einschaltung der Zollstellen und die Lei- ' 
stung einer Sicherheit. Absatz 5 des Entwurfs sieht j 
daher für den Übergang zur Entlastung von Wirt- 
schaft und Verwaltung ein vereinfachtes Verfahren 
vor, das sich teilweise an der Regelung des § 55 j 
Abs. 3 ZG orientiert (Übergang von Verwendungs- : 
gut aus einem Verkehr in einen anderen; vgl. auch 
§129 AZO). Im Ergebnis entspricht dieses Verfahren 
der bisherigen Regelung des Übergangs aus einem 
Zollaufschublager in ein anderes (vgl. § 46 Abs. 6 i 
ZG a. F.). Gegenüber der bisher geltenden Regelung 
bietet es aber den Vorteil, daß der neue Lager- 
inhaber die zollrechtliche Verantwortung für die 
Ware erst übernimmt, wenn sie ihm übergeben 
wird, und daß die Ware in das Herkunftslager 
zurückgebracht werden kann, wenn der neue Lager- 
inhaber die Übernahme ablehnt (vgl. auch § 46 
Abs. 1 Nr. 5 ZG in der Fassung des Entwurfs). 

Absatz 6 sieht vor, daß das Zollgut zu einer neuen 
Zollbehandlung gestellt werden kann. Auch die zoll- 
amtliche Überwachung der Ausfuhr ist eine Zoll- 
behandlung (vgl. § 9 Abs. 2 ZG); die Lagerwaren 
können also im Anschluß an die Lagerung auch aus- 
geführt werden. Die Neuregelung entspricht im 
wesentlichen der bisherigen Regelung des § 43 
Abs. 3 bis 6, des § 46 Abs. 11 ZG a. F. 

Auch die Sonderbehandlung des Versandverfahrens 
(Absatz 6 Satz 2) entspricht der bisherigen Regelung. 
Bisher waren der Versand im Anschluß an ein Zoll- 
aufschublager (offenes Lager) überhaupt nicht, im 
Anschluß an ein Zollgutlager (Verschlußlager) nur 
eingeschränkt (vgl. § 90 Abs. 2 AZO) möglich. Damit 
war der Tatsache Rechnung getragen worden, daß 
das Versandverfahren einen besonderen Verwal- 
tungsaufwand erfordert und deswegen auf jene 
Fälle beschränkt bleiben soll, in denen es wirklich 
notwendig ist. Aus diesem Grund soll auch künftig 
die Abfertigung zum Versand nur in den besonders 
aufgeführten Fällen möglich sein (vgl. Absatz 6 
Satz 2). Es ist aber beabsichtigt, für die unmittelbare 
Ausfuhr von Waren aus offenen Lagern in Dritt- 
länder in der Allgemeinen Zollordnung ein verein- 
fachtes Verfahren vorzusehen, das ungefähr dem 
bisherigen Verfahren (vgl. § 100 AZO) entspricht 
und die Inanspruchnahme des aufwendigeren Zoll- 
gutvcrsands überflüssig macht. 

Die Regelung des maßgebenden Zeitpunkts für zum 
freien Verkehr abgefertigte Waren (Absatz 6 Satz 3) 
entspricht Artikel 10 der Lagerrichtlinie. Entspre- 
chend den geänderten Bewilligungsvoraussetzungen 
für Verschlußlager (vgl. die Begründung zu § 44 
Abs. 1 des Entwurfs) braucht die Abfertigung zum 
freien Verkehr von Waren aus Verschlußlagern 
nicht mehr an die Voraussetzung gebunden werden, 
daß sich erst nach der Einlagerung ein wirtschaft- 
liches Bedürfnis dafür ergeben hat (vgl. § 43 Abs. 4 
und 5 ZG a. F.). Es ist auch nicht erforderlich, die 
neue Zollbehandlung davon abhängig zu machen, 
daß dadurch keine ungerechtfertigten Zollvorteile 
entstehen (vgl. § 43 Abs. 5 ZG a. F.). Zwar verschiebt 
sich für Lagerwaren, die nach einem anschließenden 
Zollverkehr (mit Ausnahme des Zollgutversands) 
zum freien Verkehr abgefertigt werden, der maß- 
gebende Zeitpunkt für die Bemessungsgrundlagen. 


Die daraus etwa entstehenden Vorteile sind aber 
keineswegs so erheblich, daß sich ihretwegen für 
den Zollbeteiligten die Abfertigung der Lagerwaren 
zu einem Zollverkehr lohnt, zumal der neue Ver- 
kehr stets einer besonderen Bewilligung bedarf. 
Im Anschluß an einen Zollgutversand kommt die 
Abfertigung zum freien Verkehr nur ausnahmsweise 
(wenn sich nämlich die Bestimmung der Ware wäh- 
rend des Versands ändert) in Betracht. Die in Ge- 
dankenstrichen stehenden Worte in Absatz 6 Satz 3 
stellen sicher, daß in diesem Ausnahmefall keine 
Zollvorteile eintreten. 

Absatz 7 (Ausfuhr ohne Gestellung, Überführung 
in einen neuen Zollverkehr durch Anschreibung) 
entspricht im wesentlichen dem bisherigen § 46 
Abs. 12 (vgl. auch § 48 Abs. 5 ZG n. F.). Absatz 8 
(Ablauf der Lagerfrist) entspricht § 43 Abs. 7 ZG 
a. F. 

Zu § 46 

Diese Bestimmung sieht für die Entnahme von Zoll- 
gut aus offenen Lagern eine ebenso einfache Rege- 
lung wie die bisherige vor. Sie ist der Entnahme aus 
der Zollgutverwendung (vgl. § 55 Abs. 5 ZG) nach- 
gebiidet und läßt die jederzeitige Entnahme durch 
den Lagerinhaber ohne Mitwirkung der Zollstellen 
zu. Wie bisher (§ 46 Abs. 3 Satz 2 ZG a. F.) können 
Mindestmengen für die Entnahme festgesetzt wer- 
den. 

Besondere gesetzliche Anmeldepflichten für die ein- 
zelnen Entnahmen sieht der Entwurf nicht vor, da 
sie meist entbehrlich sind. Lediglich in der Über- 
gangszeit bei Zollsatzänderungen wird die Auf- 
erlegung solcher Pflichten zweckmäßig sein (vgl. 
auch § 4 Abs. 4 letzter Satz des Abschöpfungserhe- 
bungsgesetzes). Die Ermächtigung des § 78 Abs. 1 
Nr. 3 ZG gibt dem Bundesfinanzminister die Mög- 
lichkeit, für solche Fälle Anmeldepflichten durch 
Rechtsverordnung zu normieren. 

Der Entnahme müssen jene Fälle gleichgestellt wer- 
den, in denen der Lagerinhaber mit der Ware so 
verfährt, als unterläge sie keinen zollrechtlichen 
Bindungen mehr. In diesen Fällen muß die Zoll- 
schuld entstehen. Absatz 2 zählt diese Fälle auf. 
Auch hier ergeben sich im Ergebnis keine wesent- 
lichen Abweichungen von der bisherigen Regelung. 
Die Neuregelung ist aber klarer und übersichtlicher. 
Absatz 2 letzter Satz beruht auf Artikel 11 Abs. 3 
der Zollagerrichtlinie. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen dem § 46 Abs. 7 
ZG a. F. Die Abgaben sollen jedoch nicht mehr schon 
am dritten, sondern erst am fünfzehnten Tag des 
auf die Entnahme folgenden Monats fällig sein. 
Damit wird die Folgerung aus den bisherigen Er- 
fahrungen gezogen, die gezeigt haben, daß im Regel- 
fall drei Tage für den Lagerinhaber nicht genügen, 
um die oft sehr umfangreiche Anmeldung über die 
im Vormonat entnommenen Waren zu erstellen. 
Das gilt insbesondere dann, wenn elektronische Da- 
tenverarbeitungsanlagen für die Anmeldung einge- 
setzt werden. Aus Absatz 3 Satz 4 ergibt sich, daß 
die Zollanmeldung des Lagerinhabers ein rechts- 
behelfsfähiger Steuerbescheid ist, wenn der Zoll 
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nicht schriftlich oder mündlich abweichend von der 
Anmeldung festgesetzt wird. Bei einer abweichen- 
den Festsetzung ist dagegen erst diese der anfecht- 
bare Bescheid. 

Der Zoll für die aus den Lagern entnommenen Wa- 
ren ist erst am fünfzehnten des auf die Entnahme 
(und auf die Entstehung der Zollschuld) folgenden 
Monats zu zahlen. Das entspricht einem zinslosen 
Zahlungsaufschub von durchschnittlich 30 Tagen. 
Da die Richtlinie über den Zahlungsaufschub für 
Zölle fvgl. die Begründung vu ArtiVel 1 Nr. 10 des 
Entwurfs) die Gewährung eines längeren zinslosen 
Zahlungsaufschubs den Mitgliedstaaten untersagt, 
kann ein weiterer Zahlungsaufschub, wie er nach 
§ 46 Abs. 8 Satz 2 ZG a. F. möglich war, nicht mehr 
vorgesehen werden. Wegen der Übergangsrege- 
lung vergleiche Artikel 2 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs. 

Absatz 4 entspricht im wesentlichen der Regelung 
des § 46 Abs. 8 Satz 3 und 4 ZG a. F. 

Zu Nummer 14 

1. Allgemeines 

Aktiver Veredelungsverkehr ist ein Zollverfahren, 
in dessen Rahmen Waren ohne Erhebung von Zöl- 
len, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen 
eingeführt werden können, sofern die daraus her- 
gestellten Waren ausgeführt werden. Die gegenwär- 
tig in den Mitgliedstaaten bestehenden Regelungen 
für den aktiven Veredelungsverkehr weisen mehr 
oder weniger tiefgreifende Unterschiede auf. Durch 
die Harmonisierung sollen Verzerrungen im Wett- 
bewerb und Verkehrsverlagerungen vermieden wer- 
den. 

Die Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den akti- 
ven Veredelungsverkehr stimmt inhaltlich im we- 
sentlichen mit der Konzeption des aktiven Verede- 
lungsverkehrs im Zollgesetz vom 14. Juni 1961 über- 
ein. Das gilt besonders für die wirtschaftlichen Re- 
gelungen. Aktive Veredelungsverkehre können be- 
willigt werden, wenn sie dazu beitragen, die gün- 
stigsten Voraussetzungen für die Ausfuhr der ver- 
edelten Waren zu schaffen, ohne daß wesentliche 
Interessen von Herstellern in der Gemeinschaft be- 
einträchtigt werden (Artikel 5 Abs. 1 der Richt- 
linie). Die Bewilligung aktiver Veredelungsverkehre 
ist damit, wie bisher schon im deutschen Zollrecht, 
von bestimmten wirtschaftlichen Voraussetzungen 
abhängig. Das erfordert eine Abwägung der Aus- 
fuhrinteressen der jeweiligen Veredelungsindustrie 
mit den Schutzinteresseh der jeweiligen Hersteller 
der Vorprodukte, ein Verfahren, das in Deutschland 
bisher schon angewendet worden ist. Die Interessen- 
abwägung ist künftig lediglich auf das größere Ge- 
biet der Gemeinschaft zu beziehen, deren Wirt- 
schaft nach Vollendung der Zollunion nunmehr 
durch den Außenzoll geschützt wird. 

Um die Anwendung der wirtschaftlichen Kriterien 
zu vereinfachen, enthält Artikel 5 Abs. 2 und 3 
einen Katalog von Fällen, bei denen die Mitglied- 
staaten davon ausgehen können, daß die wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen für die Bewilligung von 


aktiven Veredelungsverkehren gegeben sind. Es ist 
zu erwarten, daß etwa 90 bis 95 Vo aller Verede- 
lungsverkehre unter diese Regelung fallen. Bei 
bestimmten Veredelungs verkehren mit großer wirt- 
schaftlicher Bedeutung für die Gemeinschaft teilen 
die nationalen Behörden der Kommission die Gründe 
für die Bewilligung mit, damit die anderen Mitglied- 
staaten Gelegenheit erhalten, in ihren Ländern etwa 
bestehende Bezugsmöglichkeiten mitzuteilen. 

In den wenigen Fällen, die nicht von Artikel 5 
Abs. 2 und 3 umfaßt werden, könneri die Miiglitid- 
staaten Veredelungsverkehre zunächst nur für die 
Dauer von neun Monaten bewilligen. Diese Ver- 
edelungsverkehre werden der Kommission zur Un- 
terrichtung der anderen Mitgliedstaaten mitgeteilt. 
Rechtzeitig vor Ablauf der Neunmonatsfrist soll 
entschieden werden, ob die Veredelungsverkehre im 
Hinblick auf die Interessen der Gemeinschaft, die 
nach Artikel 5 Abs. 1 zu beurteilen sind, beibehal- 
ten werden können (Artikel 6). 

Die Bewilligung aktiver Veredelungsverkehre ob- 
liegt auch künftig den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten (Artikel 4 Abs. 2). Allgemeine Vor- 
aussetzung für die Bewilligung ist, daß der Antrag- 
steller in der Gemeinschaft ansässig ist, daß die 
Nämlichkeit der Waren festgehalten werden kann 
oder daß die Feststellung der Äquivalenz möglich 
ist (Artikel 4 Abs. 1 und 3). 

Der Veredelungsverkehr wird für die einzelnen Wa- 
renpartien verfahrensmäßig dadurch beendet, daß 
die Waren aus der Gemeinschaft ausgeführt, auf 
ein Zollager oder in eine Freizone gebracht oder 
zum gemeinschaftlichen Versandverfahren abgefer- 
tigt werden (Artikel 13). Äquivalenzverkehr und 
Vorgriff (Artikel 24 und 25) sind vorgesehen; ver- 
fahrenstechnisch sind sie den entsprechenden deut- 
schen Regelungen nachgebildet. 

Werden die Waren aus dem aktiven Veredelungs- 
verkehr in den freien Verkehr entnommen, so wird 
— wie im bisherigen Recht — die bei der Abferti- 
gung zum Veredelungsverkehr unterbliebene Ver- 
zollung nachgeholt (Artikel 16). Für den Fall, daß 
aus der eingeführten Ware mehrere Veredelungs- 
erzeugnisse entstehen, die nicht alle ausgeführt wer- 
den, ist eine dem anteiligen mengen- oder wertmäßi- 
gen Verhältnis der verschiedenen Erzeugnisse ent- 
sprechende Zollerhebung für die in den freien Ver- 
kehr übergehenden Waren vorgesehen (Artikel 17 
Buchstabe b). 

Die Richtlinie bringt in zwei Fällen gegenüber dem 
bisherigen deutschen Recht eine Erweiterung der 
Zollvergünstigung. Nach Artikel 2 Abs. 3 Buch- 
stabe d gilt als Veredelung in bestimmten Fällen 
auch die Verwendung von Waren, die bei der Her- 
stellung von Ausfuhrwaren zwar benötigt werden, 
in die Ausfuhrwaren jedoch nicht übergehen. Arti- 
kel 22 sieht bei entsprechendem wirtschaftlichem Be- 
dürfnis die Zwischenschaltung einer Veredelung im 
Ausland (passive Veredelung) zwischen zwei akti- 
ven Veredelungsverkehren vor-, entsteht nach Wie- 
dereinfuhr der im Ausland veredelten Waren eine 
Zollschulä, so bleibt bei der Bemessung des Zolls die 
in der Gemeinschaft eingetretene Wertsteigerung 
unberücksichtigt (Artikel 23). 
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Die deutsche Veredelungsregelung muß mit der 
EWG-Richtlinie in Einklang gebracht werden. Der 
besseren Übersicht wegen sind die Abschnitte 1 
und 2 des Kapitels VI des Zollgesetzes insgesamt 
neu gefaßt worden. Sie enthalten deshalb auch die 
Vorschriften, die sachlich unverändert bleiben. 


IL Im einzelnen 

Zi! § 47 

Absatz 1 ist unverändert geblieben. Das Zollgesetz 
kann die aktive Veredelung nur in seinem Gel- 
tungsbereich regeln. Deshalb bezieht Absatz 1 Nr. 1 
den Begriff des aktiven Veredelungsverkehrs nach 
wie vor auf das deutsche Zollgebiet im Sinne von 
§ 2 Abs. 1. 

Nach Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie werden aktive 
Veredelungsverkehre nur Personen bewilligt, die 
in der Gemeinschaft ansässig sind. Es kann zweifel- 
haft sein, ob sich für die Mitgliedstaaten daraus 
die Verpflichtung ergibt, außerhalb des eigenen 
Zollgebiets, aber innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaften ansässigen Personen aktive Verede- 
lungsverkehre zu bewilligen. Es ist jedoch unbe- 
denklich, die Bev/illigung auch in diesen Fällen vor- 
zusehen, soweit das Vorliegen der Bewilligungs- 
voraussetzungen mit gleicher Sicherheit wie im 
Zollgebiet festgestellt werden kann (Absatz 2 
Satz 2). Soweit bei der Prüfung der Bewilligungs- 
voraussetzungen eine Mitwirkung der Zollverwal- 
tung eines anderen Mitgliedstaates erforderlich ist, 
wird das Übereinkommen vom 7. September 1967 
zwischen Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und den Niederlan- 
den über gegenseitige Unterstützung ihrer Zollver- 
waltungen (Bundesgesetzbl. 1969 II S. 65) diese 
Mitvrirkuiig ermöglichen. 

Nach Absatz 2 letzter Satz können Veredelungsver- 
kehre zur Ausbesserung auch Personen bewilligt 
werden, bei denen die Voraussetzungen der Sätze 1 
und 2 (z. B. Sitz im Zollgebiet oder in anderen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaften) nicht erfüllt sind. 
Die Vorschrift dient — ebenso wie bisher § 47 
Abs. 2 Satz 2 — ■ der Vereinfachung von Ausbesse- 
rungsfällen im nicht kommerziellen Reiseverkehr. 
Sie ermöglicht gewisse verfahrensmäßige Erleichte- 
rungen, wenn z. B. drittländische Reisende Waren 
mit sich führen, um sie im Zollgebiet reparieren zu 
lassen. Die Vorschrift steht, weil sie sich nur auf 
den nicht kommerziellen Bereich bezieht, mit Arti- 
kel 4 Abs. 1 der Richtlinie nicht im Widerspruch. 


Zu § 48 

Der aktive Veredelungsverkehr soll — wie bisher — 
nur in Anspruch genommen werden, wenn bei der 
Abfertigung zur Veredelung beabsichtigt ist, die 
veredelten Waren auszuführen (Absatz 1). Ausfuhr 
im Sinne der Veredelungsregelung ist die Ausfuhr 


in ein Drittland, entweder unmittelbar oder über 
das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates. Wie bis- 
her schließt diese Zweckbestimmung nicht die Mög- 
lichkeit aus, von der Ausfuhr abzusehen, wenn z. B. 
das geplante Ausfuhrgeschäft nicht zustande kommt. 
Andererseits muß wie bisher die Möglichkeit beste- 
hen, den Veredelungsverkehr einzuschränken, wenn 
häufig Waren in beträchtlichem Umfang nicht ver- 
edelt oder nicht ausgeführt werden. 

Die wirtschaftlichen Bewilligungsvoraussetzungen 
(Absatz 2 Satz 1) tragen der Rahmenvorschrift in 
Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie Rechnung. Die Ab- 
wägung der Ausfuhrinteressen der Veredelungs- 
industrie mit den Interessen der durch den Zoll ge- 
schützten Hersteller entspricht im Grundsatz dem 
bisherigen Recht; bei der Interessenabwägung muß 
künftig jedoch das größere Gebiet der Europäischen 
GemLeinschaften berücksichtigt werden. Die Prüfung 
der wirtschaftlichen Voraussetzungen kann in weit- 
gehender Anlehnung an das bisherige Verfahren 
geschehen, bei dem in jeweils gebotenem Umfang 
Industrie- und Handelskammern sowie Wirtschafts- 
verbände und in Fällen besonderer wirtschaftlicher 
Bedeutung die Bundesministerien für Wirtschaft 
oder für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten be- 
teiligt v/erden. Bei der Bewilligung sind die auf- 
grund von Artikel 29 der Richtlinie erlassenen Vor- 
schriften des Rates zu berücksichtigen. 

Die in Artikel 5 Abs. 2 und 3 der Richtlinie aufge- 
führten Fälle, die aus der Rahmenvorschrift in 
Absatz 1 des Artikels 5 abgeleitet sind, bedürfen im 
Zollgesetz keiner besonderen Regelung. Sie entspre- 
chen den Grundsätzen, nach denen bisher schon 
— in Anvv^endung von § 48 Abs. 1 Satz 2 a. F. — 
Veredelungsverkehre bewilligt worden sind. 

Die bisherige Einteilung des aktiven Veredelungs- 
verkehrs in Zollgutveredelung und Freigutverede- 
liing ist boibehalten worden (Absatz 3). Auch die 
Vorschriften über die Gestellungsfristen (Absatz 4) 
entsprechen im Ergebnis dem bisherigen Recht. In- 
zwischen hat sich ein Bedürfnis dafür ergeben, die 
bei der Freigutveredelung vorgesehene Hemmung 
des Ablaufs der Gestellungsfrist auf den Fall zu 
erweitern, daß eine nur teilveredelte Ware (Zwi- 
schenerzeugnis) der Nämlichkeitsbindung- unterwor- 
fen vv^ird (Absatz 4 letzter Satz). Die Ausfuhr ver- 
edelter Waren ohne Gestellung (Absatz 5) kommt 
in Betracht, wenn die veredelten Waren unmittelbar 
in dritte Länder ausgeführt werden. Sollen sie vor- 
her über das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
befördert werden, so sind sie im Regelfall zum 
gemeinschaftlichen Versandverfahren abzufertigen. 

Aktive Veredelungsverkehre werden aus produk- 
tions- oder überwachungstechnischen Gründen zu- 
weilen in aufeinanderfolgende Einzelverkehre auf- 
geteilt. Aus dem. ersten Veredelungsverkehr müssen 
die Waren dann gestellt und zu dem anschließenden 
Veredelungsverkehr abgefertigt werden. Um Wirt- 
schaft und Verwaltung hiervon zu entlasten, sieht 
Absatz 6 ein vereinfachtes Verfahren vor, bei dem 
die Gestellung und die Abfertigung durch Anschrei- 
bung ersetzt werden. — Absatz 7 entspricht dem 
bisherigen § 48 Abs. 8. 


20 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4117 


Zu § 48 a 

Absatz 1 regelt die Bemessung der Zollschuld wie 
im bisherigen Recht; Entsteht eine Zollschuld, so 
wird im praktischen Ergebnis die bei der Abferti- 
gung zur Veredelung unterbliebene Verzollung 
nachgeholt. Die Vorschrift ist auch anzuwenden, so- 
weit die Zollschuld nur für einen Teil der (unver- 
edelten oder veredelten) Waren entsteht und soweit 
sie bei unterschiedlich beschaffenen veredelten Wa- 
ren für einen — auf die unveredelten Waren bezo- 
gen ubcrcinstimmcndcn Anteil uie^ei uiiiei- 
schiedlich beschaffenen Waren entsteht. Absatz 1 
trägt damit den Vorschriften in Artikel 16 und in 
Artikel 17 Buchstabe a der Richtlinie Rechnung. 

Fallen als Ergebnis der Veredelung unterschiedlich 
beschaffene veredelte Waren an (Beispiel: Aus der 
Vermahlung von Getreide entsteht sowohl Mehl als 
auch Kleie) und wird nur ein Teil der Waren gestellt 
und ausgeführt (z. B. das Mehl), während ein ande- 
rer Teil in den freien Verkehr entnommen wird (z. B. 
die Kleie), so ergeben sich für die Bemessung der 
Zollschuld besondere Probleme. Sie sind in Über- 
einstimmung mit Artikel 17 Buchstabe b der Richt- 
linie in Absatz 2 geregelt. Die für die Zollschuld 
maßgebende Menge wird in solchen Fällen grund- 
sätzlich nach dem Mengenverhältnis der in die ver- 
schiedenen veredelten Waren übergegangenen un- 
veredelten Waren bemessen. Nur wenn sich dieses 
Mengenverhältnis nicht feststellen läßt, wird von 
den Wertverhältnissen der veredelten Waren aus- 
gegangen. Im Veredelungsverkehr unter zollamtli- 
cher überv/achung zerstörte oder durch höhere Ge- 
walt veränderte Waren, die noch einen Handelswert 
haben, stehen für die Anwendung dieser Vorschrift 
den veredelten Waren gleich (Artikel 19 Absatz 2 
zweiter Unterabsatz und Absatz 3 der Richtlinie). 

Nach Absatz 3 gelten die für die Zollgutveredelung 
aufgestellten Bemessungsregeln in Absatz 2 für die 
Freigutveredelung sinngemäß. 

Nach Artikel 18 der Richtlinie stellt der Rat eine 
Liste von Waren auf, für die sich der Zoll nach deren 
eigenen Menge und Beschaffenheit bemißt. Die Re- 
gelung (Absatz 4 Sätze 1 und 3) trägt einem von 
deutscher Seite vorgebrachten Wunsch Rechnung. 
Sie ermöglicht es, die im bisherigen Recht vorgese- 
hene und für die Veredelungswirtschaft günstige 
Behandlung von Nebenerzeugnissen und Abfällen 
der Veredelung weitgehend beizubehalten. Wenn in 
Ausnahmefällen der Zoll bei Behandlung der Wa- 
ren nach ihrer eigenen Menge und Beschaffenheit 
höher ist als der sich aus der Anwendung von Ab- 
satz i (damit auch von Absätzen 2 und 3) ergebende 
Zoll, so kann der Veredeler die Anwendung von 
Absatz 1 beantragen. 

Die Zollbegünstigung des § 48 Abs. 5 letzter Satz 
ZG a. F. ist nur für Zollgut vorgesehen. Sie soll 
jedoch künftig — • bei eindeutigem Nämlichkeitsnach- 
weis — für alle Waren gelten, die zum aktiven 
Veredelungsverkehr abgefertigt worden sind. Die 
Neufassung trägt diesem Grundsatz Rechnung (Ab- 
satz 5). — Absatz 6 entspricht den Regelungen in 
Artikel 19 Abs. 2 erster Unterabsatz und Abs. 3 
der Richtlinie. 


Absatz 7 gibt in Übereinstimmung mit Artikel 14 
Buchstabe a der Richtlinie die Möglichkeit, den Zoll 
auch dann noch nach Maßgabe der unveredelten 
Waren zu bemessen, wenn die veredelten Waren 
nach einer Zollgutlagerung, einem Zollgutversand 
oder nach (vorübergehender) Ausfuhr in einen Frei- 
hafen zum freien Verkehr abgefertigt werden. 

In Ausnahmefällen ist der im Zolltarif für die un- 
veredelten Waren vorgesehene Zoll höher als für 
die veredelten Waren (sog. Tarifanomalie). Es be- 
steht dann ein Anreiz, uen liöheien Zull für die aus- 
ländischen Waren dadurch zu umgehen, daß sie im 
Veredelungsverkehr zu dem niedriger belasteten 
Erzeugnis verarbeitet und erst im Anschluß an den 
Veredelungsverkehr in den freien Verkehr überge- 
führt werden. Absatz 8 beugt im Einklang mit Arti- 
kel 14 Buchstabe b der Richtlinie dieser mißbräuch- 
lichen Inanspruchnahme des Veredelungsverkehrs 
vor, und zwar auch für den Fall, daß die Waren 
in einem anderen Mitgliedstaat veredelt worden 
sind. Der zollrechtliche Ausgleich von Tarifanoma- 
lien ist nur im Wege des Umwandlungsverkehrs 
(§ 54) möglich, für den aber andere Voraussetzungen 
als für den Veredelungsverkehr gelten. 

Zu § 48 b 

Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 entsprechen inhaltlich 
dem bisherigen Recht (§ 48 Abs. 6 und 7). Nach Arti- 
kel 12 der Richtlinie können unter den dort bezeich- 
neten Voraussetzungen pauschale Ausbeutesätze 
festgesetzt werden. Außerdem besteht die Möglich- 
keit, daß der Rat oder die Kommission durch beson- 
deren Rechtsakt solche pauschalen Ausbeutesätze 
festlegt, z. B. auf dem Agrarsektor. Soweit diese 
Rechtsakte nicht unmittelbar anwendbares Recht 
sind, ist zur Festsetzung pauschaler Abrechnungs- 
schlüssel eine Rechtsverordnung notwendig. Ab- 
satz 2 Satz 2 sieht die hierfür erforderliche Ermächti- 
gung vor. 

Zu § 49 

Absätze 1 und 2 sowie 4 und 5 entsprechen inhaltlich 
dem bisherigen Recht. Nach Absatz 3 darf Zollgut 
— abweichend vom bisherigen Recht — im Verede- 
lungsverkehr unter zollamtlicher Überwachung ver- 
nichtet oder zerstört werden. Für vernichtete Waren 
und zerstörte Waren ohne Handelswert wird kein 
Zoll erhoben. Waren, die nach ihrer Zerstörung 
noch einen Handelswert haben, v/erden nach § 48 a 
behandelt (vgl. besonders § 48 Abs. 2 letzter Satz). 

Zu § 50 

Absatz 5 ist der veränderten Terminologie angepaßt 
worden. Die übrigen Vorschriften sind sachlich un- 
verändert geblieben. 

Zu § 50 a 

Absatz 1 enthält die für den Fall der Zwischen- 
veredelung im Ausland erforderlichen Vorschriften. 
Es ist nicht gerechtfertigt, Absatz 1 sinngemäß auch 
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auf Waren anzuwenden, die von vornherein nach 
passiver Veredelung zum freien Verkehr abgefertigt 
werden sollen. In solchen Fällen ergibt sich nämlich | 
die gleiche Zollbelastung, wenn der Veredeler die I 
zu dem ersten aktiven Veredelungsverkehr einge- | 
führten Waren verzollt und sie anschließend zur 
passiven Veredelung ausführt. Die sich auf den 
aktiven Veredelungsverkehr beziehende Zollschuld 
ist dann allerdings früher fällig. Das ist jedoch auch 
sachlich geboten. Außerdem wird ein unnötiger 
Verwaltungsaufwand vermieden, zu dem eine Ver- 
koppelung mehrerer Veredelungsverkehre führen 
würde. Nur wenn sich das Bedürfnis für die Abferti- 
gung zum freien Verkehr erst ergeben hat, nachdem ' 
die Waren schon zur Ausfuhr im passiven Ver- 
edelungsverkehr abgefertigt worden waren, ist die 
in Absatz 1 Satz 2 vorgesehene Berechnungsweise 
vertretbar. Die erforderlichen Regelungen enthält 
Absatz 2. 


Zu § 50 b 

Die Vorschrift regelt die Einbeziehung der zoll- 
begünstigten Verwendung von Waren in den akti- 
ven Veredelungsverkehr. Die Zollvergünstigung 
setzt voraus, daß die Erzeugnisse, bei deren Her- 
stellung die Waren verwendet worden sind, inner- 
halb der dafür gesetzten Frist gestellt werden (Ab- 
satz 1). Diese Erzeugnisse können veredeltes Zoll- 
gut oder Ersatzgut oder auch andere Waren sein. 
Sie werden, auch wenn sie kein veredeltes Zollgut 
oder Ersatzgut sind, mit der Gestellung Zollgut 
(§ 5 Abs. 5 Nr. 2). Werden sie nicht ausgeführt, 
sondern in den freien Verkehr übergeführt, so wür- 
den sie zu verzollen sein. Damit ist die Zollvergün- 
stigung für die verwendeten Waren ausreichend 
abgesichert. Durch die zweckgerechte Verwendung 
verbrauchte Waren bleiben zollfrei, im Wert gemin- 
derte Waren werden unter Zugrundelegung des 
geminderten Wertes verzollt (Absatz 2 und Absatz 3 
Satz 2). Zweckgerecht verwendete, aber noch nicht 
verbrauchte Waren können zu einer neuen Zoll- 
behandlung gestellt werden (Absatz 4). Dadurch 
wird es z. B. ermöglicht, die Waren unter zollamtli- 
cher Überwachung zu vernichten oder sie auszufüh- 
ren; in beiden Fällen würde kein Zoll zu erheben 
sein. — Bei nicht zweckgerechter Verwendung wird 
die bei der Abfertigung zur Veredelung unterblie- 
bene Verzollung nachgeholt (Absatz 3 Sätze 1 und 2). 


Zu § 51 

Vorgriffsgut wird künftig durch die Gestellung Zoll- 
gut. Die Begründung ergibt sich aus Nummer 3. Im 
übrigen ist die Vorschrift unverändert geblieben. 

Zu Nummer 15 

Die Bewilligung von Freihafen-Veredelungsverkeh- 
ren (Be- oder Verarbeitung von Inlandswaren im 
Freihafen für den Inlandsmarkt) ist nach § 53 Abs. 2 
ZG davon abhängig, daß der Verkehr zur Ausnut- 
zung der „für den Außenhandel geschaffenen" An- 
lagen erforderlich ist; ohne weitere Prüfung werden 
Anlagen als für den Außenhandel geschaffen ange- 


sehen, die vor dem 1. September 1956 vorhanden 
waren (vgl. § 86 Abs. 3 ZG). Der Grund für dieses 
sogenannte Investitionsverbot liegt in dem Vorrecht 
des zollfreien Ge- und Verbrauchs ausländischer 
Waren, in dessen Genuß die im Alten Freihafen 
Hamburg ansässigen Betriebe kommen (vgl. § 63 
Abs. 4). Da diese Betriebe beispielsweise Maschi- 
nen, die sie aus Drittländern bezogen haben, ohne 
Zoll zahlen zu müssen, verwenden können, wäre 
das Gleichgewicht zwischen der Freihafenindustrie 
und der Industrie des Zollgebiets empfindlich ge- 
stört worden, wenn die Freihafenindustrie mit die- 
sen Maschinen die Be- oder Verarbeitung inländi- 
scher Waren für den Inlandsmarkt ohne jede Be- 
schränkung hätte durchführen können. 

Nach Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie des Rates zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über Freizonen ist der zollfreie Ge- und 
Verbrauch von Drittlandswaren in Freizonen (Frei- 
häfen) nicht mehr zulässig. Das entsprechende Vor- 
recht des Alten Freihafens Hamburg muß daher auf- 
gehoben werden (vgl. Artikel 1 Nr. 19 des Ent- 
wurfs). Damit ist auch das Investitionsverbot des 
§ 53 Abs. 2 ZG nicht mehr erforderlich. Die Neu- 
fassung des Absatzes 2 trägt dem Rechnung. 

Zu Nummer 16 

In § 54 Abs. 3 Satz 2 sind in dem Klammerzusatz 
diejenigen Vorschriften über den aktiven Ver- 
edelungsverkehr aufgeführt, die von der sinngemä- 
ßen Anwendung auf den Umwandlungsverkehr aus- 
genommen sind. Einige der Veredelungsvorschriften 
kommen für den Umwandlungsverkehr schon des- 
halb nicht in Betracht, weil § 54 insoweit besondere 
Regelungen enthält. Eine Anwendung der übrigen 
in dem Klammerzusatz bezeichneten Bestimmungen 
scheidet wegen des sachlichen Unterschieds zwischen 
Veredelung und Umwandlung aus. Dies ist bereits 
durch den Hinweis „sinngemäß" klargestellt. Der 
Klammerzusatz kann daher, statt den geänderten 
Bestimmungen über den aktiven Veredelungsver- 
kehr angepaßt zu werden, als überflüssig gestrichen 
werden. 

Zu Nummer 17 

1. Nach Artikel 3 Buchstabe b der Freizonenricht- 
linie sind in den Freihäfen nur übliche Lager- 
behandlungen zugelassen. Die Zulassung soge- 
nannter weitergehender Lagerbehandlungen ist 
daher nicht mehr möglich; § 61 Abs. 1 Satz 3 ZG 
muß also gestrichen werden. Nachteile dürften 
sich daraus nicht ergeben, da anzunehmen ist, 
daß die von den Europäischen Gemeinschaften 
auszuarbeitende Liste der zulässigen Lagerbe- 
handlungen (vgl. Artikel 3 Buchstabe b der Frei- 
zonenrichtlinie in Verbindung mit Artikel 9 
Abs. 1 Unterabsatz 2 der Zollagerrichtlinie) im 
wesentlichen alle bisher in Deutschland zugelas- 
senen Lagerbehancllungen umfassen wird. 

2. Auch bei der Freihafenlagerung sollte das Inve- 
stitionsverbot aus den gleichen Gründen wie 
beim Freihafen-Veredelungsverkehr entfallen 
(vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nr. 15). 
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Zu Nummer 18 

Die Ergänzung des § 62 ist durch Artikel 8 Abs. 2 
Unterabsatz 2 der Freizonenrichtlinie erforderlich 
geworden. Da die veredelten Waren im Regelfall 
höheren Abgaben unterliegen als die Vorprodukte, 
wird die neue Bestimmung nur in den sehr seltenen 
Fällen der sogenannten Tarifanomalie praktisch, in 
denen ausnahmsweise das Vorprodukt höher mit 
Zöllen belegt ist als das veredelte Erzeugnis. 

Zu Nummer 19 

Nach Artikel 4 Abs. 1 der Freizonenrichtlinie dürfen 
in Freizonen (Freihäfen) Waren nur unter jenen Be- 
dingungen verbraucht oder gebraucht werden, die 
im Zollgebiet gelten. Das bisherige Vorrecht des 
Alten Freihafens Hamburg zum unbeschränkten Ver- 
brauch oder Gebrauch von Waren zu gewerblichen 
Zwecken (§ 63 Abs. 4 ZG a. F.) ist damit nicht ver- 
einbar; es muß daher aufgehoben werden. 

Zu Nummer 20 

Diese Änderungen sind die Folge der Änderung des 
§ 2 ZG (vgl. Artikel 1 Nr. 2 des Entwurfs und die 
Begründung dazu). 

Zu Nummer 21 

Die Änderung des § 77 ZG soll die Durchführung 
von Verordnungen des Rates oder der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften erleichtern, mit 
denen der Gemeinsame Zolltarif geändert oder er- 
gänzt und mit denen Gemeinschafts-Zollkontingente 
eröffnet werden. Im Rahmen der bestehenden Er- 
mächtigungen hat es zunehmend Schwierigkeiten 
bereitet, bei der rechts förmlichen Überprüfung die 
vielfältigen Rechtsquellen der EWG-Regelungen 
zum Gemeinsamen Zolltarif festzustellen, sie gegen- 
einander abzugrenzen und den bestehenden Ermädi- 
tigungen zuzuordnen. Dadurch ergab sich eine Fülle 
schwierigster Rechtsprobleme, die die Durchführung 
erheblich zu verzögern drohten. Die vorgesehene 
Ermächtigung erlaubt es, nunmehr auf eine einheit- 
liche Grundlage gestützt die zur Durchführung er- 
forderlichen deutschen ergänzenden Vorschriften zu 
erlassen. Hierbei handelt es sich um Maßnahmen, 
die sich zwangsläufig aus den von den EWG-Orga- 
nen getroffenen Regelungen ergeben; sie enthalten 
im Regelfall nur Entscheidungen ohne nennenswer- 
tes Gewicht. Dadurch wird allerdings der jetzt schon 
unübersichtliche Katalog des § 77 ZG nochmals er- 
weitert. Seine Generalbereinigung ist jedoch vor 
dem endgültigen Fortfall aller Binnen-Zollsätze noch 
nicht angebracht. 

Zu Nummern 22 und 23 

§ 408 Abs. 1 AO sieht vor, daß ordnungswidrig 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig bestimmte 
Pflichten verletzt, soweit die Zollgesetze für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweisen. Nach Artikel 12 Abs. 4 des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung vom 12. August 1968 
(Bundesgesetzblatt I S. 953) ist eine Verweisung 
nicht erforderlich für vor dem 1. Oktober 1968 erlas- 
sene Vorschriften. Soweit durch das Zwölfte Gesetz 


zur Änderung des Zollgesetzes entsprechende Vor- 
schriften geändert werden, bedarf es also einer Ver- 
weisung. Bei dieser Gelegenheit empfiehlt es sich, 
einen vollständigen Katalog der Zuwiderhandlungen 
gegen Vorschriften des Zollgesetzes aufzustellen, 
bei denen die Ahndung durch eine Geldbuße möglich 
sein muß. 

Zu Nummer 24 

Die Aufhebung des Investitionsverbots (vgl. Arti- 
kel 1 Nr. 15 und 17 des Fntwnrfc: sowie die Begrün 
düng dazu) macht § 86 Abs. 3 überflüssig; diese 
Vorschrift kann gestrichen werden. 

Schlußbemerkung 

An einer Stelle des Zollgesetzes tritt eine nicht ohne 
weiteres erkennbare Änderung ein. Nach Absatz 1 
letzter Satz der §§57 und 58 ZG werden auf die 
Bemessung der Zollschuld, die durch Nichtbeachtung 
der Zollvorschriften entsteht, die §§ 28 bis 34 ZG 
angewendet. Diese Verweisung war erforderlich, 
weil die aufgeführten Vorschriften des Zweiten Teils 
des Zollgesetzes (Zollbehandlung) nicht ohne wei- 
teres auch im Rahmen des Dritten Teils gelten, zu 
dem die §§57 und 58 ZG gehören. Das Zitat in den 
§§57 und 58 a. a. O. (§§ 28 bis 34 ZG) schließt schon 
jetzt den durch das Elfte Zolländerungsgesetz 
vom 20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1387) 
eingefügten § 33 a und nach Inkrafttreten des Ge- 
setzentwurfs auch den in Artikel 1 Nr. 8 des Ent- 
wurfs vorgesehenen § 33 b ein. Durch die in Arti- 
kel 1 Nr. 7 des Entwurfs vorgesehene Neufassung 
des § 28 ZG wird dessen Geltungsbereich auf Waren 
beschränkt, für die nicht schon die Verordnung der 
Europäischen Gemeinschaften über den Ursprung 
unmittelbar gibt. Es ist jedoch nicht erforderlich, in 
Absatz 1 letzter Satz der §§ 57 und 58 ZG auch diese 
Verordnung aufzunehmen. Das gleiche gilt für die 
Verordnung der Europäischen Gemeinschaften über 
den Zollwert. Denn beide Verordnungen gelten all- 
gemein für die Bemessung der Zollschuld ohne 
Rücksicht darauf, ob diese * im Rahmen der Zoll- 
behandlung oder nach §§57 oder 58 ZG entsteht. 

Artikel 2 

Dieser Artikel enthält Vorschriften zur Überleitung 
der bisherigen Vorschriften für den Zahlungsauf- 
schub, die Zollager und den Veredelungsverkehr 
in das neue Recht. Die Vorschriften sollen eine rei- 
bungslose und von Förmlichkeiten weitgehend be- 
freite Umstellung gewährleisten. 

Artikel 2 Abs. 3 der Aufschubrichtlinie der EWG 
schreibt vor, daß die Mitgliedstaaten ihre Aufschub- 
fristen bis zum 31. Dezember 1970 der von der 
Richtlinie vorgesehenen Frist von 30 Tagen anglei- 
chen; ab 1. Oktober 1969 darf die Aufschubfrist höch- 
stens 45 Tage betragen. Absatz 1 des Entwurfs trägt 
dieser Übergangsregelung der Richtlinie Rechnung. 
Aus Vereinfachungsgründen ist dabei vorgesehen, 
daß der Zahlungstermin im Anschluß an die Aus- 
lagerung aus offenen Zollagern nicht wie bisher 
(vgl. § 46 Abs. 8 Satz 2 ZG a. F.) auf besonderen 
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Antrag, sondern automatisch hinausgeschoben wird. 
Diese Regelung zwingt die Zollverwaltung zwar 
dazu, die für das Zollager jeweils zu leistende Si- 
cherheit um die Hälfte des Abgabenbetrages zu 
erhöhen, der auf eine durchschnittliche Monatsent- 
nahme entfällt. Das ist jedoch keine zusätzliche 
Belastung, da die bisher für den anschließenden Zah- 
lungsaufschub zu leistende Sicherheit künftig ganz 
entfällt. 

In Absatz 2 ist festgelegt, in welche Lagertypen die 
bisherigen Lager übergehen. Dabei soll die Rechts- 
folge automatisch eintreten, um den Lagerinhabern 
Umstellungsanträge zu ersparen. Bei den öffent- 
lichen Lagern (Zollniederlagen) tritt nur eine gering- 
fügige redaktionelle Änderung ein; für die Zollnie- 
derlagen, die aus den ehemaligen Freizonen des 
Zollrechts von 1939 hervorgegangen sind, ist aus- 
drücklich die Schutzklausel des § 82 Abs. 1 Satz 2 
des Zollgesetzes aufrecht erhalten worden, wonach 
solche Niederlagen nur im Einverständnis mit dem 
Niederlagehalter aufgehoben werden können. Ob 
ein privates Lager des alten Rechts (privates Zoll- 
gutlager oder Zollaufschublager) ein offenes oder 
ein verschlossenes privates Lager des neuen Rechts 
wird, soll sich nicht nach dem Lagertyp als solchem, 
sondern danach richten, ob das Lager unter zoll- 
amtlichem Verschluß steht oder nicht. Lager unter 
Zollmitverschluß (§ 45 Abs. 2 Satz 1 ZG a. F.) oder 
Zollverschluß (§ 46 Abs. 4 letzter Satz und Abs. 8 
letzter Satz ZG a. F.) sollen Verschlußlager werden, 
also auch, wenn es sich um ein Zollaufschublager 
handelt, das nur aus besonderen Gründen unter 
Zollverschluß genommen worden war (z. B. bei 
weitergehender Behandlung von Waren im Lager). 
Steht das Lager jedoch nicht unter Zollmitverschluß 
(§ 45 Abs. 2 Satz 2 ZG a. F.) oder Zollverschluß 
(§ 46 Abs. 3 Satz 1 ZG a. F.), so wird es offenes 
Zollager, also auch, wenn es sich um ein Zollgut- 
lager handelt, bei dem nur ausnahmsweise auf den 
Zollverschluß verzichtet worden war (z. B. bei sper- 
rigen, schwer transportierbaren Waren). 

In den Absätzen 3 bis 6 sind die notwendigen 
Umstellungsregeln für Waren enthalten, die einem 
Zollaufschublager zuzurechnen sind, sei es, daß sie 
sich tatsächlich im Lager befinden, nach Abfertigung 
zum Lager befördert werden, zeitweilig aus dem 
Lager entfernt sind oder sich unterwegs zu einer 
neuen Zollbehandlung oder einem anderen Lager 
befinden. Danach werden die Waren automatisch in 
den Rechtsstatus übergeführt, der den neuen Lager- 
vorschriften entspricht, d. h. die Waren werden 
Zollgut und die Zollschuld für sie fällt weg. Außer- 
dem werden die Waren in den Verfahrensablauf 
nach den neuen Vorschriften so eingeordnet, wie 
es dem tatsächlichen Geschehen entspricht. 

In Absatz 7 ist klargestellt, daß die Zollschulden 
für Waren, die bereits vor dem Stichtag aus Zoll- 
aufschublagern entnommen worden sind, noch nach 
den alten Vorschriften abzuwickeln sind. Damit 
bleibt der beteiligten Wirtschaft ausreichend Zeit, 
sich auf das — im praktischen Ergebnis allerdings 
nur wenig geänderte — Verfahren bei der Anmel- 
dung der aus offenen Lagern entnommenen Waren 
einzustellen. 


Es ist unbestimmt, ob die vom Rat aufzustellende 
Liste (§ 48 a Abs. 4 ZG n. F.) schon im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Entwurfsregelung vorliegen 
wird. Absatz 8 enthält die Ermächtigung für die 
ggf. erforderliche Übergangsregelung, die durch Ar- 
kel 35 der Veredelungsrichtlinie abgedeckt ist. 

Die Vorschriften über den aktiven Veredelungsver- 
kehr sind in Übereinstimmung mit der Veredelungs- 
richtlinie auf Waren abgestellt, die aus dritten 
Ländern eingeführt und nach Veredelung wieder in 
dritte Länder ausgeführt werden. Zur Zeit werden 
Zölle auch noch für einige Waren erhoben, die 
aus Mitgliedstaaten eingeführt werden. Bis zum 
vollständigen Wegfall dieser Zölle erscheint es 
gerechtfertigt, aktive Veredelungsverkehre mit sol- 
chen Waren auch für den Fall vorzusehen, daß die 
veredelten Waren in Mitgliedstaaten ausgeführt 
werden sollen. Dem trägt Absatz 9 Rechnung. Da 
die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten insoweit nicht 
eingeschränkt ist, steht die Vorschrift mit der Ver- 
edelungsrichtlinie, die den Bereich des innergemein- 
schaftlichen Veredelungsverkehrs nicht zu regeln 
brauchte, nicht im Widerspruch. 


Artikel 3 

Zu Absatz 1 Nr. 1 

Die Neuregelung des Lagerrechts und des Rechts 
für die Veredelung (vgl. Artikel 1 Nr. 13 und 14 
des Entwurfs) erfordert es, in § 4 Abs. 4 Satz 1 AbG 
den Begriff „Abschöpfungsaufschublager" durch 
„Abschöpfungslager" zu ersetzen. Sachlich ändert 
sich dadurch nichts. 

Die Regelung des maßgebenden Zeitpunktes für den 
Zollsatz im neuen Lagerrecht (vgl. § 45 Abs. 6, § 46 
Abs. 3 ZG n. F.) entspricht der bisherigen Regelung 
für den Abschöpfungssatz (vgl. § 4 Abs. 4 AbG); 
maßgebend ist jeweils der Zeitpunkt der Auslage- 
rung. Das Abschöpfungserhebungsgesetz hat zur 
Vermeidung von Mißbräuchen vorgeschrieben, daß 
der Zeitpunkt der Auslagerung jeweils rechtzeitig 
vorher angezeigt wird (vgl. § 4 Abs. 4 letzter Satz 
AbG). Es hat sich herausgestellt, daß eine solche 
vorherige Anzeige nicht in allen Fällen erforderlich 
ist. Für den Zoll ist beabsichtigt, entsprechende 
Anmeldepflichten nur für bestimmte Fälle in der 
Allgemeinen Zollordnung vorzusehen (vgl. Absatz 2 
der Begründung zu Artikel 1 Nr. 13 § 46 des Ent- 
wurfs). Diese Regelung dürfte auch für die Abschöp- 
fungen ausreichen, auf die sie nach § 2 AbG unmit- 
telbar Anwendung findet. § 4 Abs. 4 letzter Satz 
AbG kann daher gestrichen werden. 

Die Neufassung von § 4 Abs. 5 AbG ist wegen der 
Änderungen der Vorschriften über den aktiven 
Veredelungsverkehr erforderlich. Sie stellt sicher, 
daß für die in der Liste nach § 48 a Abs. 4 ZG 
n. F. aufgeführten Waren, soweit es sich dabei um 
Abschöpfungswaren handelt, abweichend von § 4 
Abs. 3 AbG der im Zeitpunkt der Abrechnung maß- 
gebende Abschöpfungssatz angewendet wird. 
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Zu Absatz 1 Nr, 2 und Absatz 2 

§ 5 AbG sieht für die Abschöpfungen nur einen 
Zahlungsaufschub von durchschnittlich 30 Tagen vor. 
Durch Änderung des § 37 ZG wird auch der Zah- 
lungsaufschub für die Zölle auf diese Frist verkürzt 
(vgl. Artikel 1 Nr. 10 des Entwurfs und die Begrün- 
dung dazu). § 37 ZG n, F. ist nach § 2 AbG auf die 
Abschöpfungen unmittelbar anwendbar. § 5 AbG 
kann daher gestrichen werden. 

Die überyaiigsregeiung für die Zölle (vgi. Artikel 2 
Abs. 1 des Entwurfs) muß für Abschöpfungen grund- 
sätzlich ausgeschlossen werden, da sonst die der- 
zeitige Aufschubfrist für Abschöpfungen von 30 Ta- 
gen bis Ende 1970 um 15 Tage verlängert werden 
würde. Soweit aber Abschöpfungen neben den Zöl- 
len zu zahlen sind, soll nach Artikel 3 Abs. 2 des 
Entwurfs wie bisher {§ 5 Abs. 2 AbG) die Aufschub- 
frist für Zölle und auch die entsprechende Über- 
gangsregelung (Artikel 2 Abs. 1 des Entwurfs) gel- 
ten. 


Artikel 4 

Zu Absatz 1 

Die bisherige Vorschrift des § 5 Abs. 1 des Kaffee- 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. 1969 I S. 1) 
sieht vor, daß für die Kaffeesteuer die Vorschriften 
für Zölle sinngemäß gelten. Aufgrund dieser Ver- 
weisung auf die Zollvorschriften wird die Zahlung 
der Kaffeesteuer nach dem bisherigen Recht durch- 
schnittlich für zwei Monate nach der Entstehung der 
Schuld oder nach der Entnahme des Kaffees aus 
einem Zollaufschublager aufgeschoben (vgl. § 37 
Abs. 2 Satz 1 und § 46 Abs. 8 Satz 2 ZG a. F.). 

Durch Artikel 1 Nr. 10 (§ 37 Abs. 2 ZG) und Nr. 13 
(§ 46 Abs. 3 ZG) des Entwurfs werden die für Zölle 
vorgesehenen Zahlungsfristen um 30 Tage auf nun- 
mehr durchschnittlich 30 Tage gekürzt. Es würde 
jedoch nicht mit den Grundsätzen des Verbrauch- 
steuerrechts im Einklang stehen, wenn die Zahlungs- 
frist für die Kaffeesteuer in gleicher Weise für sol- 
che Betriebe gekürzt würde, die Rohkaffee durch 
Rösten, Mischen und Abpacken erst in eine zum 
Verbrauch geeignete Ware umwandeln. Nach diesen 
Grundsätzen entstehen die Verbrauchsteuern regel- 
mäßig erst mit der Entfernung der verbrauchsteuer- 
pflichtigen Waren aus dem Herstellungsbetrieb und 
sind erst nach Ablauf einer Frist fällig, die so bemes- 
sen ist, daß der Steuerschuldner die Steuer im Regel- 
fall aus dem vereinnahmten Entgelt entrichten kann. 
Sollen die Kaffeeröstereien nach den gleichen 
Grundsätzen behandelt werden, so muß ihnen ein- 
mal eine Zahlungsfrist gewährt werden für die Zeit, 
die von der Abfertigung des Rohkaffees zum freien 
Verkehr oder seiner Entnahme aus dem offenen 
Zollager bis zur Entfernung des verarbeiteten Kaf- 
fees aus der Rösterei vergeht. Diese Zeit beträgt 
für kleinere und mittlere Betriebe im Durchschnitt 
35 Tage. Dazu kommt dann noch eine weitere Zeit- 
spanne, die bis zur Vereinnahmung des Entgelts 


vergeht. Diese beträgt je nach dem Vertriebsweg 
10 bis 21 Tage. Demnach vergehen also von der Ent- 
stehung der Kaffeesteuerschuld bis zum Eingang des 
Entgelts in diesen Fällen 45 bis 56 Tage. Daher ist es 
gerechtfertigt, es insoweit bei den bisherigen Zah- 
lungsfristen von durchschnittlich 60 Tagen zu belas- 
sen. 

Zu Absatz 2 

Die Faiiigkeit der 1 eesteuer für nicht verkaufsfertig 
hergerichteten Tee ist nach den gleichen Gesichts- 
punkten zu bemessen. 

Zu Absatz 3 

Durch die Änderung der §§ 151 und 152 des Geset- 
zes über das Branntweinmonopol soll in allen Fäl- 
len der Wiedereinfuhr von Waren, bei deren Aus- 
fuhr Vergünstigungen nach § 105 dieses Gesetzes 
gewährt worden sind, Monopolausgleich in Höhe 
dieser Vergünstigung auch dann erhoben werden 
können, wenn die aufgrund des § 24 Abs. 1 Nr. 2 ZG 
erlassenen Vorschriften und die §§ 50 bis 53 ZG, 
die im innergemeinschaftlichen Verkehr zur Erlan- 
gung von Zollfreiheit an Bedeutung verloren haben, 
nicht angewendet werden. 

Durch die Änderung des § 154 Abs. 1 des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol wird der Zahlungsauf- 
schub des regelmäßigen Monopolausgleichs in Höhe 
der Branntweinsteuer abweichend von Satz 1 dem 
Zahlungsaufschub im Branntweinbegleitschein- und 
Branntweinlagerverkehr angepaßt. 

Durch das Neunte Zolländerungsgesetz vom 13. De- 
zember 1967 ist der Absatz 1 von § 25 ZG gestrichen 
und die Bezeichnung der anderen Absätze dieser 
Bestimmung entsprechend geändert worden (Bun- 
desgesetzbl. 1967 I S. 1205). Die Änderung des § 154 
Abs. 3 Satz 1 des Branntweinmonopolgesetzes trägt 
dem Rechnung. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 Satz 1 besagt, daß die für die bisherigen 
Zollaufschublager getroffene Ubergangsregelung 
auch für die Verbrauchsteuern sinngemäß gilt. Das 
bedeutet insbesondere, daß bereits entstandene Ver- 
brauchsteuerschulden für verbrauchsteuerpflichtige 
Waren, die in einem Zollaufschublager lagern, in- 
folge der Umwandlung dieser Lager zugleich mit 
den aufgeschobenen Zollschulden wegfallen. Diese 
Regelung gilt nicht für die den Ländern zustehende 
Biersteuer. Eine Ubergangsregelung ist insoweit 
auch nicht erforderlich, weil sich Bier als nur be- 
grenzt haltbares Erzeugnis für die Aufnahme in 
Aufschublager nicht eignet, für deren Bewilligung in 
der Regel eine Lagerdauer von drei Monaten vor- 
ausgesetzt wurde. 

Absatz 4 Satz 2 besagt, daß für die Mineralölsteuer 
und den Monopolausgleich auch Artikel 2 Abs. 1 
sinngemäß gilt. Diese Regelung ist bei der Mineral- 
ölsteuer deshalb notwendig, weil für eingeführte 
Mineralöle die Vorschriften des Zollgesetzes über 
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den Zahlungsaufschub sinngemäß gelten und es 
sich bei Artikel 2 Abs. 1 Sätze 1 und 2 um eine 
Übergangsregelung für den Zahlungsaufschub bei 
Zöllen (§ 37 Abs. 2 Satz 1 ZG a. F., § 46 Abs. 8 
Satz 2 ZG a. F.) handelt. Entsprechendes wie für die 
Mineralölsteuer gilt auch für den ermäßigten Mono- 
polausgleich und die Monopolausgleichspitze (§ 73 
der Ausführungsbestimmungen zum Gesetz über das 
Branntweinmonopol — Grundbestimmungen — ). Für 
den Zahlungsaufschub des regelmäßigen Monopol- 
ausgleichs in Höhe der Branntweinsteuer gilt die 
Frist des § 91 a des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol (vgl. Artikel 4 Abs. 3 Nr. 3 des Entwurfs). 


Artikel 5 

Das Zollgesetz und das Abschöpfungserhebungs- 
gesetz sowie die Durchführungsbestimmungen zum 
Zollgesetz sind durdi häufige Änderungen unüber- 
sichtlich geworden. Es ist zweckmäßig, alle diese 
Vorschriften in Neufassungen bekanntzumachen. 


Artikel 6 

Artikel 6 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 7 

In den Richtlinien für Zahlungsaufschub, Zollager, 
aktiver Veredelungsverkehr und Freizonen ist vor- 
gesehen, daß die Mitgliedstaaten ihnen spätestens 
bis zum 1. Oktober 1969 nachzukommen haben. Die 
Verordnung über das gemeinschaftliche Versand- 
verfahren soll dagegen erst ab 1. Januar 1970 an- 
gewendet werden. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes ist dementsprechend festzusetzen. Da- 
mit die erforderlichen Reditsverordnungen rechtzei- 
tig erlassen werden können, sollen die Ermächti- 
gung des § 41 Abs. 4 in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 12 sowie die Ermächtigungen des Artikels 1 
Nr. 21 und des Artikels 2 Abs. 8 bereits am Tage 
nach Verkündung des Gesetzes in Kraft treten. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung dieses Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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